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Arbeitsplätze - Steuern - Renten 
esweiter Aktionstag 

am 26. April 
fiih   m^en ^'e m*t um ^'e Meinungs- 

nrerschaft in den zentralen Fragen 
J^rer Politik! 

w. ^igen wir der Öffentlichkeit, daß 
(^.„geschlossen hinter unseren 

ef°rmprojekten stehen! 

|jC|Va8en Sie im Rahmen Ihrer Mög- 
^eit dazu be'' da^ unser bundes- 

'ter Aktionstag zum Erfolg wird! 
pe{ 

dlesem Appell hat Generalsekretär 
pa 

er Hintze bereits kurz vor der Oster- 
aufSe ^e CDU zu einer Kraftanstrengung 
Solferufen- Mit mindestens einer Aktion 
ÖfpSlch Jeder Verband der Partei an die 
0b

lentlichkeit wenden. 
^rai lra^en-Canvassing, Talk-Forum oder 
f0r 

enfruhstück - alle Veranstaltungs- 
her^

en sind denkbar. Eins muß dabei 
dav 

Usk°rnmen: Bürgerinnen und Bürger 
i^ e 

n überzeugen, daß unsere Beschlüsse 
sin(jrsten Quartal dieses Jahres richtig 
f0rd Und Deutschland den Heraus- 
§ewer?ngen des nächsten Jahrhunderts 
^ dchsen ist. 

üen^
n Sie für Ihre Aktion die Materia- 

v°rhple die Bundesgeschäftsstelle dafür 
W   •tet hat (siehe UiD H/1997 und 
Und d

einmal Seite 34/35 dieser Ausgabe) 
WerdJ6 Seit Anfang dieser Woche bestellt 

en können: 

Steuern-Renten-Ges^iNlheit 

Reformen 
für meine 
Zukunft! 

A Bestell-Nr.: 2249, Preis je 200 Exemplare: 
22,90 DM zzgl. MwSt. und Versand 

# als Massenverteilmittel das oben 
abgebildete Faltblatt; 
# zur vertiefenden Information die 
Broschüren zur Steuerreform: „Weniger 
Steuern - mehr Arbeitsplätze" und 
# zur Rentenreform: „Sicherheit im 
Alter" (Abbildungen auf Seite 35). I 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Flexible Arbeitszeitmodelle statt 
genereller 32-Stunden-Woche 
Zur Forderung von IG-Metall-Chef 
Zwickel nach einer generellen 32-Stun- 
den-Woche erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 
Zwickels Vorschlag ist ein Griff in die 
Mottenkiste. Daß generelle Arbeitszeitver- 
kürzung einen Beitrag zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit leisten kann, ist eine 
Legende. Parallel zu den pauschalen 
Arbeitszeitverkürzungen in der Vergan- 
genheit hat es einen explosionsartigen 
Anstieg teurer Überstunden, verstärkte 
Schwarzarbeit und höhere Sozialkosten 
gegeben. 

Statt pauschaler Arbeitszeitverkürzung 
sind flexible Arbeitszeitmodelle gefragt. 
Jahresarbeitszeitkonten zum Beispiel kön- 
nen einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
Arbeitsspitzen durch weniger Arbeit in 
schwächeren Perioden abzufedern und so 
kostenintensive Überstunden zu vermei- 
den. Um solche Lösungen zu ermög- 
lichen, müssen die Flächentarifverträge 
zukünftig eher ganz darauf verzichten, 
Wochenarbeitszeiten festzulegen, anstatt 
weiter Arbeitszeitverkürzung für alle zu 
verordnen. 

Die Rechnung geht nicht auf 
Völlig unrealistisch ist die Dauersubventi- 
on von Arbeit über die Arbeitslosenversi- 

cherung. Sie würde immer weniger 
Einnahmen bei gleichzeitig immer mehr 
Ausgaben zur Folge haben. Diese 
Rechnung kann nicht aufgehen. 

Genau in die falsche Richtung 
Zum IG-Metall-Vorschlag erklärte 
der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gunnar Uldall: 

Der von der IG-Metall vorgeschlagene 
Weg führt genau in die falsche Richtung- 
Auch wenn von einem „nicht vollständig 
gen Lohnausgleich" für die Verkürzung & 
Arbeitszeit gesprochen wird, bedeutet dtf' 
ses dennoch einen weiteren Anstieg der 
Arbeitskosten je Stunde. Damit wird die 
Entwicklung der vergangenen Jahre ver- 
schärft, die im wesentlichen zu der hohei1 

Arbeitslosigkeit in Deutschland führte: I*"1 

Inland wird die Inanspruchnahme von 
Arbeitsleistungen so teuer, daß sie für oe 

Verbraucher unerschwinglich wird und 
dieser darauf verzichten muß. 
Für den Export ins Ausland verschlechte 
sich dadurch unsere Wettbewerbssituatj0 

Das Ergebnis ist ein noch stärkerer Rati° 
nalisierungsdruck auf die Unternehmen- 
Die Tendenz müßte eher umgekehrt ver- 
laufen: Bei gleichem Lohn nicht kürzere* 
sondern längere Arbeitszeiten. Das wu irde 

Unsere 
Elektronische 
Adressen: 

INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

T-ONLINE 
*CDU# 

X400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bun*1 

J 



ÄßBEITSPLÄTZE UiD 12/1997, Seite 3 

f
u niedrigeren Arbeitskosten je Stunde 
uhren und neue Nachfrage nach Arbeit 
Stehen lassen. 

er Arbeitsmarkt ist keine festgefügte 
^r°ße, die sich beliebig aufteilen läßt. Die 

nzahl der Arbeitsplätze in Deutschland 
angt im wesentlichen von der Nachfrage 
ach Dienstleistungen und Gütern ab. 
erden diese zu teuer, so wird weniger 

, rbeit nachgefragt, das Beschäftigungsvo- 
1Umen sinkt. 

jvem geeigneter Weg für die 
Raffung neuer Arbeitsplätze 
^ur Forderung der IG-Metall erklär- 
te der stellvertretende Bundesvorsit- 
Zende der Mittelstands- und Wirt- 
^haftsvereinigung der CDU/CSU, 
Wartmut Schauerte: 

s  
r,rnussen nicht über eine Verkürzung, 

y dern im Gegenteil über eine 
riängerung der Arbeitszeit reden, um in 

s ,utschland neue Arbeitsplätze zu 
Waffen. 

de
lrp'nd das Land mit der höchsten Zahl 

tj "i heiertage, der höchsten Zahl der 
kr ^kstage und der höchsten Zahl der 
2e 

nkneitsbedingten Fehltage und der kür- 
^  en Wochen- und Jahresarbeitszeit. 
\jT 

Ser negative Rekord ist eine zentrale 
I  sache für die dramatisch hohe Arbeits- 
zeit in Deutschland. 

Weitere Arbeitszeitverkürzung, "licht 
rün 6rn Flexibilisierung und Verlänge- 
Artf Cier Ar°eitszeit ist der Weg zu mehr 
yer

eitspiät/en Die Fehler aus der 
Wel

an§enheit dürfen nicht fortgesetzt 

Wir« u 
§enüo     n vor dem Prob|em, daß es 
bei, ?end Arbeit, aber zu wenig Arbeit zu 
Anst      ren Preisen gibt. Vor allem der 
§efQ. e8 der Lohnzusatzkosten hat dazu 
Ariwrt' ^ß wir weltweit die höchsten 
LQL 'hosten haben. So betrugen die 
Oew t ?

Satzkosten im produzierenden 
werbe 1996 80,7 Prozent 

Die Politik, an erster Stelle die Sozial- 
politik ist aufgefordert, durch schnelle und 
tiefgreifende Reformen diesem Trend ent- 
gegenzuwirken, wenn ein weiterer Bei- 
tragsanstieg von 3 bis 5 Prozent in den 
nächsten Jahren verhindert werden soll. 

Die entscheidende Größe für die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit und für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze in Deutsch- 
land sind die Lohnstückkosten. Eine wei- 
tere Arbeitszeitverkürzung führt grund- 
sätzlich zu höheren Lohnstückkosten. Es 
sei denn, die Brutto- und Nettoeinkommen 
der Arbeitnehmer werden deutlich ge- 
senkt. 

Dies kann jedoch die IG-Metall nicht 
wirklich wollen. Es ist enttäuschend, daß 
die IG-Metall als Gewerkschaft, deren 
Mitglieder mit ihren Arbeitsplätzen ganz 
besonders im internationalen Wettbewerb 
stehen, am falschen Weg der Arbeitszeit- 
verkürzung nicht nur festhält, sondern die- 
sen auch noch verschärfen will. 

Reine Umverteilung 
ist keine Lösung 

Zum Vorschlag des IG-Metallvorsit- 
zenden Zwickel erklärte der Stell- 
vertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hans-Peter Repnik: 

Man könnte es für einen Fortschritt halten. 
wenn selbst die Gewerkschaften nun er- 
kennen, daß eine weitere Reduzierung der 
Wochenarbeitszeiten auf keinen Fall bei 
vollem Lohnausgleich erfolgen kann. 
Dann aber muß man es auch ganz deutlich 
sagen: Kürzere Arbeitszeiten kann es nur 
bei Lohnverzicht geben. 

An erster Stelle muß die Schaffung neuer, 
zusätzlicher Arbeitsplätze stehen. Wir 
werden der Arbeitslosigkeit nicht durch 
bloße Umverteilung vorhandener Arbeit 
begegnen können. 
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Das Gebot der Stunde: Arbeit 
wettbewerbsfähiger zu machen 

Der Sozialpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Julius 
Louven, erklärte zu der Forderung, 
die Wochenarbeitszeit auf 32 Stunden 
zu verkürzen: 
Die Forderung des IG-Metall-Vorsitzen- 
den Zwickel, die Wochenarbeitszeit 
zwangsweise auf 32 Stunden zu verkür- 
zen, ist nichts anderes als ein den Arbeit- 
nehmern auferlegtes Verbot von Arbeit. 
Dadurch wird nicht Arbeit auf viele 
Schultern verteilt, sondern Arbeitslosig- 
keit. Zwangsweise Arbeitszeitverkür- 
zung ist Reparaturpolitik. Sie setzt ein, 
wenn Arbeitslosigkeit entstanden ist. 
Notwendig ist hingegen, Arbeitslosigkeit 
zu verhindern. Hier gibt es nur einen er- 
folgversprechenden Weg: Arbeit muß in 
Deutschland wieder wettbewerbsfähig 
werden. 
Wenn Zwickel jetzt Arbeitszeitverkür- 
zung ohne Lohnausgleich akzeptiert, 
dann räumt er damit ein, daß die frühere 
Forderung nach Arbeitszeitverkürzung 
mit Lohnausgleich ein schwerwiegender 
Fehler war. Dadurch wurden die Arbeits- 
kosten in die Höhe getrieben und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Arbeitsplätze 
verschlechtert. Wir haben davor stets ge- 
warnt und sind dafür von den Sozialde- 
mokraten und Gewerkschaften heftig an- 
gefeindet worden. Aber auch ein Verzicht 
auf Lohnausgleich führt weiter in der 
Sackgasse. Die OECD hat in ihrer umfas- 

Die Tarif partner sind vor allem gefordert, 
durch maßvolle Tarifabschlüsse zu einer 
vermehrten Einstellung von Arbeitskräf- 
ten beizutragen. Dieser Verantwortung 

senden, internationalen Beschäftigungs- 
studie unmißverständlich klargestellt, daß 
durch zwangsweise Arbeitszeitverkür- 
zung noch in keinem Fall wettbewerbs- 
fähige Arbeitsplätze entstanden sind. 
Werden die Ursachen der Arbeitslosig- 
keit nicht behoben, dann werden wir 
auch bei einer 32-Stunden-Woche Mas- 
senarbeitslosigkeit haben. Kein Problem- 
werden die Gewerkschaften sagen. Dann 
bekämpfen wir die Arbeitslosigkeit mit 
weiteren Arbeitsverboten, z. B. mit der 
25-Stunden-Woche. Und so weiter. Bei 
kollektiven Arbeitszeitverkürzungen 
werden viele Arbeitnehmer versuchen, 
durch Überstunden den erzwungenen 
Einkommensverlust auszugleichen. Wüf' 
de man diese verbieten, wäre erhöhte 
Schwarzarbeit die Folge. Der Vorschlag 
Zwickels ist in der langfristigen Konse- 
quenz ein gigantisches Programm der 
Arbeitsplatzvernichtung. 
Mit Arbeitsverboten kann weder Arbeit-»' 
losigkeit bekämpft noch Wohlstand ges>' 
chert werden. Kollektive Formen der 
Arbeitszeitverkürzung entsprechen dem 
Leitbild einer sozialistischen Politik der 
Mangelverteilung. Unser Leitbild muß 
jedoch sein, durch marktwirtschaftliche 
Reformen — auch und gerade auf dem 
Arbeitsmarkt - den Mangel an Arbeits- 
plätzen zu beheben. Dieses will Zwicke' 
verhindern. Das und nichts anderes ist 
sein Anliegen. 

dürfen sich die Gewerkschaften nicht 
durch eine Scheindebatte um die weite1" 
Rückführung der Wochenarbeitszeit e'1 ^ 
ziehen. 
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Gewerbekapitalsteuer vernichtet Arbeitsplätze 
Zum Beschluß des Finanzausschus- 
ses des Bundesrates, die vom Deut- 
schen Bundestag am 28. Februar be- 
schlossene Abschaffung der Gewer- 
bekapitalsteuer abzulehnen, erklär- 
te der Chef des Bundeskanzleram- 
tes, Bundesminister Friedrich Bohl: 
D'e Entscheidung läßt Schlimmes für 
die Sitzung des Bundesrates am 
25. April 1997 befürchten. Die Ein- 
führung der Gewerbekapitalsteuer in 
den neuen Ländern trifft gerade die 
unternehmen mit einer dünnen Kapi- 
taldecke schwer. Diese substanzver- 
^ehrende, sonst so in Europa nicht er- 
hobene Steuer ist Gift für den Mittel- 
stand und vernichtet Arbeitsplätze. 

Mit der Einführung der Gewerbekapi- 
talsteuer in den neuen Bundesländern 
werden die Hilfsmaßnahmen und 
Transferleistungen von Bund und alten 
Bundesländern konterkariert. Gerade 
das Abstimmungsverhalten der SPD- 
geführten neuen Bundesländer, Sach- 
sen-Anhalt und Brandenburg, ist in 
diesem Zusammenhang unfaßbar und 
grenzt an Selbstverstümmelung. 
Der SPD-beheiTschte Bundesrat ist auf- 
gefordert, dem Aufbau Ost die notwen- 
dige Unterstützung zu geben und der 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
am 25. April 1997 endlich „grünes 
Licht" zu geben. Ansonsten würde die 
SPD schwere Schuld auf sich laden. 

Stufes Festhalten 
Ur Ablehnung des Koalitionsgesetz- 

^twurfes zur Abschaffung der 
ewerbekapitalsteuer durch den 
•nanzausschuß des Bundesrates 

^klärte der Stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestags- 
Aktion, Hans-Peter Repnik: 

des f^Pfehlung des Finanzausschusses 
Bundesrates belegt, daß sich der 
%ii     rat aucr> weiterhin als Blockadein- 
Ab|^ent der SPD mißbrauchen läßt. Die 
Abs hUn^ ^es vorliegenden Entwurfs zur 
die f i ffung der Gewerbekapitalsteuer ist 
ty. ra'sche Zielvorgabe. 
Mure ßUchen keinen Stillstand, kein 
$ond'

S beharren auf falschen Positionen, 
^.   ern den fruchtbaren Dialog. 

^z evverbekapitalsteuer ist eine sub- 
beia   erzehrende Steuer, die Investitionen 
Artw.et Und somit die Schaffung von 
Ge^P'ätzen behindert. Wenn die 

fekapitalsteuer im kommenden Jahr 

in den neuen Ländern eingeführt werden 
muß, bedeutet dies eine zusätzliche steuer- 
liche Belastung von rund 500 Millionen 
DM für die ostdeutschen Unternehmen. 
Der wirtschaftliche Aufholprozeß wäre 
bedroht, und die bestehenden Arbeitsplät- 
ze wären gefährdet. 

Diese Tatsachen können offensichtlich 
nicht oft genug wiederholt werden. 

Seit Monaten drängt die Koalition daher 
auf Abschaffung dieser Steuer, seit Mona- 
ten sperrt sich die SPD dagegen. Bereits 
mit dem Jahressteuergesetz 1996 hätte die 
Gewerbekapitalsteuer zum Jahresbeginn 
1996 abgeschafft werden können. Die 
Beteiligung an der Umsatzsteuer gibt den 
Gemeinden die Sicherheit einer sich stetig 
entwickelnden Einnahmequelle. Die Höhe 
des Umsatzsteueranteils der Gemeinden 
wird so bemessen, daß die Gemeinden 
einen vollen Ausgleich für ihre Minderein- 
nahmen aus der Gewerbesteuerreform 
erhalten. ■ 
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Lohnzurückhaltung und Flexibilität 
kennzeichnen die Tarifrunde 1996 

Die tariflichen Löhne und Gehälter in 
Deutschland sind im vergangenen Jahr 
deutlich niedriger gestiegen als in den 
Vorjahren. Das geht aus dem Bericht 
des Bundesarbeitsministeriums über die 
tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen 
im Jahre 1996 hervor. Die tariflichen 
Entgelte wurden danach im Westen um 
durchschnittlich 1,8 Prozent und in den 
neuen Bundesländern um 3,6 Prozent 
erhöht. 

Im vergangenen Jahr sind in Deutschland 
rund 7 000 neue Tarifverträge abgeschlos- 
sen und in das Tarifregister des Bundesar- 
beitsministeriums eingetragen worden. 
Das waren knapp 400 weniger als im Jahr 
zuvor. In den meisten Tarifbereichen wur- 
den Erhöhungen der Löhne und Gehälter 
bzw. Entgelte sowie der Ausbildungsver- 
gütungen neu vereinbart oder traten Stu- 
fenanhebungen aus Abschlüssen der Vor- 
jahre in Kraft. 

„Die Tarifvertragsparteien haben in wirt- 
schaftlich schwieriger Zeit Verantwor- 
tungsbewußtsein, Entschlußkraft und 
Phantasie gezeigt", erklärte Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm. „Die vielfälti- 
gen und differenzierten Lösungen der Ta- 
rifrunde 1996 haben die Bedeutung und 
die Gestaltungskraft der Tarifautonomie 
und der Sozialpartnerschaft erneut ein- 
drucksvoll unter Beweis gestellt." 
In den Tarifbereichen Westdeutschlands 
bewegten sich die Abschlüsse zur Er- 
höhung der Löhne und Gehälter in der 
Größenordnung zwischen 1,3 Prozent und 
2.0 Prozent - in einigen kleineren Berei- 
chen auch darüber hinaus. Im Durch- 
schnitt beträgt die Abschlußrate für die 

durch Tarifverträge erfaßten rund 
13,5 Millionen Arbeitnehmer knapp 
1,8 Prozent. Der entsprechende Wert des 
Vorjahres hatte bei 3,4 Prozent gelegen. 
Die Tarifbedingungen für Ostdeutschland 
wurden im Jahre 1996 - vor allem, was 
die Höhe der Arbeitsentgelte betrifft - 
weiter an die der alten Bundesländer hef' 
angeführt, wobei auch neue Stufenpläne 
für die volle Angleichung der TarifvergU' 
tungen vereinbart wurden. Das Tempo 

Norbert Blüm: 
Gestaltungskraft der 

Tarifautonomie eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt 

der Ost-West-Angleichung verlangsam^ 
sich gegenüber den Vorjahren. 
Sowohl die Abschlußraten der neuen Ta- 
rifverträge als auch die Stufenanhebunge 

aus früheren Abschlüssen waren höher w 
in Westdeutschland. Die durchschnittlich 
Abschlußrate betrug für etwa 3,2 Milli0' 
nen Arbeitnehmer (davon für rund , 
2,3 Millionen Neuabschlüsse und für run0 

0,9 Millionen Stufenanhebungen aus Ah' 
Schlüssen der Vorjahre) rund 3,6 Prozent 
(1995 = 6,2 Prozent). 
Das Verhältnis des tarifvertraglichen 
Lohn- und Gehaltsniveaus hat sich in ^ 
deutschland gegenüber den jeweiligen ' 
rifverträgen in Westdeutschland seit Enö 

1991 im Durchschnitt wie folgt ent- 
wickelt: 

Ende 1991 = 60 Prozent 
Ende 1992 = 73 Prozent 
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Ende 1993 = 80 Prozent 
Ende 1994 = 84 Prozent 
Ende 1995 = 87 Prozent 

D Ende 1996 = 89 Prozent. 
>e Berechnung dieser Durchschnittszah- 
^ basiert auf einem Vergleich der tarifli- 
nen Grundentlohnung nach den jeweili- 

jjei West- und ostdeutschen Tarifverträgen 
erselben Branche. Die Relation der effek- 
ven Verdienste liegt unter diesem Wert, 

zum einen in den neuen Bundesländern 
r Weniger Arbeitgeber als in den alten 
Ur>desländern Tarifbindung besteht und 

. tti anderen in den alten Bundesländern 
.^here Zusatzleistungen wie Urlaubsgeld, 

• Monatseinkommen, vermögenswirksa- 
e Leistungen vereinbart sind und zu ei- 

.ei* erheblichen Teil über Tarif bezahlt 
Werden. 

o
le Ausbildungsvergütungen sind im ver- 

J^genen Jahr in den alten Bundesländern 
Im knapp 1,0 Prozent und in Ostdeutsch- 
(e

nd um 2,7 Prozent gestiegen. 1995 hat- 
p   die Erhöhungen noch im Westen 4,5 
^02ent und im Osten 7,2 Prozent betra- 

j n- Die Höhe der monatlichen Ausbil- 
ngsvergütung ist in den einzelnen Tarif- 

w.nrägen sehr unterschiedlich. Die 1996 
ten gewordenen Tarifverträge enthal- 
(l 

als niedrigsten Betrag 320 DM 
■ ' ^usbildungsjahr im Damenschneider- 
^Idwerk in Hessen, Rheinland-Pfalz und 
DMtfalen) und als höchsten Betrag 2.321 
A '4. Ausbildungsjahr für gewerbliche 
. s2ubildende im Baugewerbe West- 
?tschh aUd and). Die durchschnittliche Aus- 

dü 
Un8svergütung beträgt im 1. Ausbil- 

86ngr?ahr im Westen "4 DM'im 0sten 

C PM> im 2. Lehrjahr 1 112 DM bzw. 
I j* L>M, im 3. Lehrjahr 1 241 DM bzw 
(]ü     DM sowie bei einem 4. Ausbil- 
12^sJahl" 1 369 DM in den alten und 

DM in den neuen Bundesländern. 
gan 

llszeitverkürzungen wurden im ver- 

Hn\enen Jahr für ' '3 Millionen Arbeit- 
er wirksam. Die durchschnittliche ta- r"fli 'ehe wöchentliche Regelarbeitszeit be- 

trug am Jahresende 1996 in Westdeutsch- 
land 37,43 (1995 = 37,49) Stunden und in 
Ostdeutschland 39,38 (1995 = 39,53) 
Stunden. Neben den Vereinbarungen über 
die Höhe der Arbeitsentgelte haben die Ta- 
rifvertragsparteien auch 1996 eine Viel- 
zahl neuer arbeitsrechtlicher Regelungen 
geschaffen oder bestehende geändert. Be- 
sonders hervorzuheben sind zahlreiche 
„Bündnisse für Arbeit" auf tarifvertragli- 
cher Ebene, insbesondere durch 

• Regelungen zur Beschäftigungssiche- 
rung, z. B. durch Arbeitszeitverkürzung 
unter Lohnverzicht bei Ausschluß be- 
triebsbedingter Kündigungen und durch 
• Verpflichtungen zur Schaffung neuer 
Ausbildungsplätze und zur Übernahme 
der Ausgebildeten. 

Daneben ist das tarifliche Arbeitsrecht 
stärker flexibilisiert worden, z. B. durch 

• weitere Arbeitszeitflexibilisierungen, 

• Fortführung von abgesenkten Einstiegs- 
tarifen für neu eingestellte Arbeitnehmer 
(u.a. Langzeitarbeitslo.se), z. B. in der 
westdeutschen chemischen Industrie und 
Papierindustrie, 

• Abschluß von Tarifverträgen zur Alters- 
teilzeit, z. B. in Bereichen der Industriege- 
werkschaft Chemie-Papier-Keramik, 
• Öffnungsklauseln für Betriebsvereinba- 
rungen, die Lohnerhöhung längstens für 
die Dauer der Laufzeit des Tarifvertrages 
auszusetzen, z. B. in der westdeutschen 
Textil- und Bekleidungsindustrie, 

• Regelungen zur Umsetzung des geän- 
derten Ladenschlußgesetzes, 

• Regelungen zur Umsetzung des geän- 
derten Entgeltfortzahl ungsgesetzes, 
• Regelungen zur Umsetzung des neuen 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes durch 
die Allgemeinverbindlicherklärung des 
Mindestlohntarifvertrages für das Bauge- 
werbe. ■ 
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Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers: 

Wirtschaft und Gewerkschaften 
sind jetzt gefragt 

Die Halbzeitbilanz der Bundesanstalt für 
Arbeit auf dem Lehrstellenmarkt ist ein 
deutliches Alarmsignal: Das Ziel -13.000 
Lehrstellen mehr als im vergangenen 
Jahr - ist noch weit entfernt. Es droht ei- 
ne Lehrstellenlücke, wenn nicht kräftig 
zugelegt wird. Die Zahlen müssen Wirt- 
schaft und Gewerkschaften aufrütteln. 
Abgerechnet wird erst am Ende des Jahres. 
Auch in den vergangenen Jahren wurde der 
Ausgleich in der „zweiten Halbzeit" ge- 
schafft. Aber dazu muß jetzt etwas gesche- 
hen. Betriebe, Kammern und Tarifpartner 
müssen alle Reserven mobilisieren. Ausbil- 
dungsbetriebe von Kammergebühren zu ent- 
lasten, bessere Konjunkturaussichten vorran- 
gig für mehr Lehrstellen zu nutzen und Ta- 
rifvereinbarungen für mehr Ausbildung ein- 
zusetzen, sind notwendige Entscheidungen. 
Die Bundesregierung wird ihre Aktivitäten 
verstärken: 
# Die Bundesregierung selbst wird als Ar- 
beitgeber in diesem Jahr ihre Ausbildungs- 
leistung noch einmal erhöhen. 

# Ich habe Gespräche mit den neuen 
Ländern aufgenommen, um auch in diesem 
Jahr rechtzeitig Maßnahmen für die besond^ 
re Situation in Ostdeutschland umzusetzen. 
• Ich werde schon in der kommenden Wo- 
che im Kabinett ein Konzept für weitreichen- 
de Strukturreformen in der Berufsausbildung 
vorlegen, um den einzelnen Betrieben, Be- 
rufsschulen und Lehrlingen mehr Flexibilität 
und Freiräume zu verschaffen. 
Die deutsche Wirtschaft und die Bundesan- 
stalt für Arbeit haben gemeinsam mit der 
Bundesregierung die Gemeinschaftsinitiati- 
ve" „Ausbilden - wir machen mit" gestartet- 
Diese Aktion ist auch eine Chance für Groß- 
unternehmen, ihr Lehrstellenengägement 
durch Ausbildung im Verbund mit ihren klei- 
nen und mittleren Geschäftspartnern zu er- 
höhen und zur Kostenentlastung beizutragen- 
Ich fordere die Gewerkschaften auf, ihren 
Schmollwinkel zu verlassen und sich an die- 
ser Initiative aktiv zu beteiligen. In den Be- 
triebsvertretungen und Aufsichtsräten können 
sie konkret etwas für mehr Lehrstellen tun. w 

Telefonaktion für Lehrstellen erfolgreich 
Ausbilden - Wir machen mit! 

Dieser Aufforderung haben sich 
zahlreiche, vor allem mittelständi- 
sche Unternehmen spontan ange- 
schlossen und in den letzten Tagen 
im Rahmen einer Telefonaktion im 
Presse- und Informationsamt zusätz- 
liche Lehrstellen bereitgestellt. Ex- 
perten der Kammern, der Arbeits- 
ämter und des Bundesinstituts für 

Berufsbildung konnten in ihren Bera- 
tungsgesprächen ca. 70 zusätzliche 
Lehrstellen gewinnen. 
Auch weiterhin steht bei allen 184 
Arbeitsämtern die „Arbeitgeber-Hotli- 
ne" unter der bundesweit einheitli- 
chen Rufnummer: 

0180/32 255 zur Verfügung- 
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^ndesbildungsminister Jürgen Rüttgers: 

»Meister-BAföG" wird Erfolgsstory 
?as „Meister-BAföG" entwickelt sich 

e,ner echten Erfolgsstory. Das Gesetz 
erst seit einem Jahr in Kraft. Rund 

'•000 Teilnehmer an einer Aufstiegs- 
0rtbildung haben bisher eine Förde- 

, üngszusage erhalten. Das ist in dieser 
KUrzen Zeit ein tolles Ergebnis. 

, nd und Länder haben für die Förderung 
^eruflicher Aufstiegsfortbildungen z. B. 
2-J1} feister oder zum Techniker bisher 
, Mio. DM gezahlt. Dies wird ergänzt 
' rch zunächst zinsfreie und später sehr 

^günstige Darlehen der Deutschen Aus- 
^ lchsbank in einem Gesamtvolumen von 

de^p-1 rund 155 Mio- DM' die vor a,lem 

j- r Finanzierung von Lehrgangs- und Prü- 
^ §sgebühren dienen. Hier werden pro 
ff°nat Leistungen an 4.500 bis 5.000 Ge- 

rderte ausgezahlt. 

b e "Geister-Förderung" ist ein zentraler 
JJJ-istein zur Herstellung der Gleichwer- 
3j, eit von allgemeiner und beruflicher 
ke 

dung. Sie steigert die Attraktivität der 
deichen Bildung. Die Resonanz, die 
Mi ?esetz gefunden hat, ist deshalb be- 
vy     Cn- Mittlerweile interessieren sich et- 
(ju i   -000 junge Absolventen aus dem 
^Örfn ^ystem der Berufsausbildung für 

rderungsleistungen. Etwa 20.000 Geför- 

derte werden jährlich ein Unternehmen 
gründen. Damit können rund 60.000 Ar- 
beitsplätze geschaffen werden. 

Auch die Leistung der Mitarbeiter in den 
Ämtern ist beachtlich. Denn sie haben 
trotz manchmal knapper Personalausstat- 
tung mit Nachdruck und mit großem Er- 
folg daran gearbeitet, eine leistungsfähige 
Verwaltung auf die Beine zu stellen und 
damit mit dem „Meister-BAföG" ange- 
henden Meistern und anderen Teilnehmern 
an Maßnahmen der Aufstiegsfortbildung 
eine Perspektive für ihre berufliche Zu- 
kunft zu bieten. 
In Zukunft soll: 

• die Information und Beratung der Ge- 
sellen und Facharbeiter über die Förde- 
rungsmöglichkeiten des Gesetzes opti- 
miert und 

• die Antragsbearbeitung in den Ämtern 
noch weiter beschleunigt werden. 
Nach anfänglichen Startschwierigkeiten 
im letzten Jahr läuft die Förderung nach 
dem sogenannten „Meister-BAföG" jetzt 
in allen Ländern auf vollen Touren. Die 
zuständigen Ämter hatten zum Jahresende 
1996 noch mit Antragsrückständen von bis 
zu 80 Prozent zu kämpfen. Diese sind jetzt 
abgebaut. 

|*eue Ausbildungsberufe ab 1. August 1997: Bauwerksab- 
'chter/in; Elektromonteur/in; Elektroniker/in für Luft- und Raumfahrttechnik; 

0 °rmatikkaufmann/-frau; Fachinformatiker/in; Informations- und Kommunikati- 
s-System-Elektroniker/in; Informations- und Kommunikations-System-Kauf- 

1 arm/-frau; Isolierfacharbeiter/in (Stufenausbildung, 1. Stufe: 2 Jahre); Industrie- 
^°jierer/in (Stufenausbildung, 2. Stufe: 1 Jahr); KaufmannAfrau für Bahnservice; 

9turwerksteinmechaniker/in; Spielzeugfertiger/in; Verfahrensmechaniker/in in 
&etSteine" und Erdenindustrie mit zusätzlicher Fachrichtung „vorgefertigte 

lonerzeugnisse"; Fertigungsmechaniker/in. 
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Ein Wegweiser zu 43 Berufen 
mit Ausbildungschancen 

364 anerkannte Ausbildungsberufe 
stehen z.Z. Jugendlichen zur Verfü- 
gung, die eine Berufsausbildung im 
Dualen System beginnen möchten - 
doch bei der Suche nach einem Ausbil- 
dungsplatz wird nur selten auf dieses 
große Spektrum zurückgegriffen: 
Jungen wie Mädchen konzentrieren 
sich bei ihrer Berufswahl nach wie vor 
auf einige wenige Trendberufe, die ent- 
sprechend überlaufen sind, ziehen 
andere Berufsmöglichkeiten nicht in 
Erwägung und übersehen damit 
vorhandene Lehrstellen. 

Ein Wegweiser zu Berufen, in denen auch 
in Zeiten knapper Ausbildungsplätze das 
Angebot bisher größer war als die Nach- 
frage, ist die jetzt in aktualisierter Fassung 
zum zweiten Mal erschienene Veröffent- 
lichung „43 Berufe mit Ausbildungschan- 
cen", die gemeinsam mit dem Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung (BIBB) erarbeitet wur- 
de. Vorgestellt werden darin 43 staatlich 
anerkannte Ausbildungsberufe mit jeweils 
mindestens 1.000 Ausbildungsplätzen. Für 
die überwiegende Zahl dieser Berufe war 
Ende 1996 das Lehrstellenangebot größer 
als die Nachfrage, d.h. Lehrstellen blieben 
hier unbesetzt. Die Erfahrungen der letz- 
ten Jahre lassen darauf schließen, daß 
auch 1997 eine Bewerbung in den ge- 
nannten Berufen Aussicht auf Erfolg hat. 

Aufmerksam macht das Buch in keinem 
Fall auf „exotische" Berufe, die aufgrund 
ihrer Besonderheit selten ins Blickfeld ge- 
raten - im Gegenteil: Ob „Steuerfachange- 
stellte/-r", „Radio- und Femsehtechniker/- 
in" oder „AutomobilmechanikerAin", jeder 
der 43 Berufe bietet eine solide Grundlage 
für die spätere Berufstätigkeit und Berufs- 
karriere und unterscheidet sich weder im 
Ansehen noch in der Verwertbarkeit oder 

dem Verdienst von den „Hit-Berufen". 

Dies gilt auch für die vorgestellten sechs 
neuen Berufe, in denen erst seit letztem 
Jahr bzw. ab 1. August 1997 ausgebildet 
werden kann: 

• Film- und Videoeditor/-in 
• MediengestalterAin Bild und Ton 
• IT-System-Elektroniker/-in 
• Fachinformatiker/-in mit den 

Fachrichtungen 
- Anwendungsentwicklung 
- Systemintegration 

• IT-System-Kaufmann/-frau 
• lnformatikkaufmann/-frau. 
Informiert wird bei jedem der 43 Ausbil- 
dungsberufe u. a. über 
• Ausbildungsdauer und -form 
• typische berufliche Tätigkeiten 
• besondere berufliche Anforderungen (Ge' 

schicklichkeit, Organisationstalent o. ä.) 
• Gründe gegen die Berufswahl 

(z. B. Allergien) 
• Fortbildungsmöglichkeiten und 
• Ausbildungsvergütung. 
Eine Checkliste für die Lehrstellensuche ufl 
die Bewerbung um einen Ausbildungsplatz 
eine Anschriftenliste aller Arbeitsämter soW1 

eine Übersicht über sämtliche z. Z. gültige11 

anerkannten Ausbildungsberufe machen 
den Wegweiser komplett. 

Das von Rolf Raddatz und Manfred 
Bergmann herausgegebene Buch 
„43 Berufe mit Ausbildungschancen: 

Tips, Tätigkeiten, Zahlen" ist zum Prel 

von DM 24.50 zu beziehen beim W- 
Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG' 
33506 Bielefeld, Postfach 100633, 
Tel.: 0521/911 01-0, f 

Fax: 0521/911 01-79. 
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Scheingefechte? Wahlkampfgetöse? Viel 
arm um nichts? Sind die Auseinander- 

setzungen mit der PDS und ihren Steig- 
u8elhaltern inszeniert? Entgegen derar- 
§en Schlagworten müssen verfassungs- 
feue Parteien hierzulande - gerade nach 
en Erfahrungen mit zwei totalitären 
Staturen - klare Antworten geben auf 
,e ganz grundsätzliche Frage: Wie ist 
rt extremen Parteien umzugehen? 

j^in Teufel hätte 1992 schlicht mit einer 
fernen Partei ins Koalitionsboot steigen 

^onnen. Dabei gilt: Gegen kleinere Part- 
fassen sich die eigenen Programm- 

u    Personal Vorstellungen üblicherweise 
prassender durchsetzen. Der Minister- 

Jjra!|ident von Baden-Württemberg hat je- 
r 71 eine Komplizenschaft mit dieser 
. cntsextremen Partei zu Recht von vorn- 
Spn'n ^'ar abgelehnt. Im Unterschied zur 
*w    die in Sachsen-Anhalt 1994 nur 
.   eiter Wahlsieger wurde, kam die CDU 

n übrigen in Baden-Württemberg 1992 
s stärkste Partei ins Ziel, 

p^h die linksextreme PDS kann kein 
Q   ner für verfassungstreue Parteien sein. 

§enüber extremen Parteien ist Äquidi- 
\J*} Zu wahren. Die freiheitliche Demo- 
^ le muß vermeiden, in asymmetrischer 
g r'Se lehrhaft zu sein. Darüber sollte 
ben     iitz''eher Konsens herrschen - ne- 
PQIJ 

n°'wendigen Konflikten in derTages- 
dje '*• Verfassungstreue Parteien - auch 
e^t     ^ ~ müssen sich klar abgrenzen von 
g0 

enien Parteien, denen vor allem keine 
/\ü 

Vernementale Mitverantwortung in 
^r/'u11 gestellt oder gar gewährt werden 
•Ulis      hierstimmen für solche Parteien 
^ar'en entsPrechend von vornherein als 
Mjt ^

erschwendet gelten. Hinzu kommt: 
Man er PDS lassen sich ohnehin keine 

nahrnen durchsetzen, die vor allem 

unsere Wettbewerbsfähigkeit stärken und 
zu mehr sicheren Arbeitsplätzen beitragen 
könnten. 

Mehr noch: Die PDS kann gar kein Inter- 
esse insbesondere an weniger Arbeitslo- 
sigkeit haben. Denn die PDS braucht für 
ihre Demagogie dauerhaft möglichst viele 
Probleme - ähnlich wie rechtsextreme 
Parteien. Insgesamt ist daher die derzeit 
zentrale Überlegung, wie im Zusammen- 

Von Brigitte Baumeister 

wirken mit den Tarifpartnern mehr wettbe- 
werbsfähige Arbeitsplätze zu erreichen 
sind, eng verknüpft mit der Frage, wie hal- 
ten es die verfassungstreuen Kräfte mit 
extremen Erscheinungen, zumal Gysi und 
seine Genossen ihrerseits fast permanent 
bekunden, „Rot-Grün" werde von der 
PDS selbstverständlich gefördert. 
Wesentlich ist es, nüchtern die zerstöreri- 
schen Ziele und Methoden der PDS offen- 
zulegen. Das PDS-Programm gründet im 
Kern auf einer Unterstellung: Danach sol- 
len „die" Höherverdienenden, die ohnehin 
als „Kapitalisten" von der PDS diffamiert 
werden, in demagogischer Weise für alle 
wesentlichen Mißstände haftbar gemacht 
werden - wie Arbeitslosigkeit, sogenannte 
Wohnungsnot, Umweltschäden. Krimina- 
lität u. v. m. Auffällig dabei ist: In ähn- 
licher Art unterstellen rechtsextreme Par- 
teien, „die" Ausländer verursachten solche 
Mißstände. Mit dieser Demagogie versu- 
chen links- und rechtsextreme Parteien, 
den gordischen Knoten der komplexen 
Wirklichkeit moderner Politik zu zerschla- 
gen, um in bequemer Weise „Sünden- 
böcke" für große Herausforderungen an 
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den Pranger stellen zu können. Dabei ver- 
absolutieren rechtsextreme Parteien den 
Wert „Ungleichheit", linksextreme Partei- 
en dagegen den Wert „Gleichheit". 
Die PDS zielt auf eine andere DDR. Denn 
die SED-Diktatur war laut PDS-Pro- 
gramm von 1993 eben lediglich ein „So- 
zialismusversuch"(S. 9) - ein „Versuch", 
der immerhin vierzig Jahre dauerte, Le- 
benschancen ruinierte und Menschen so- 
gar physisch vernichtete. Gescheitert ist 
dieser „Versuch" in den Augen der PDS in 
erster Linie lediglich am Fehlverhalten 
einzelner Führungsfiguren. Als Neo-SED 
will die PDS daher einen weiteren 
Großversuch mit Menschen starten. Nicht 
umsonst wird die linksextreme Partei vom 
Verfassungsschutz beobachtet. 
Laut Bundesverfassungsschutzbericht von 
1995 bieten Politik und Programm der 
PDS „deutliche Anhaltspunkte dafür, daß 
sie die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
nicht akzeptieren, sondern überwinden 
will" (S. 64). PDS-Spitzenfunktionäre wie 
Angela Marquardt vertreten dementspre- 
chend die Auffassung, daß „wir uns die 
Mittel unseres Widerstandes nicht mehr 
aussuchen können". Sie hält es für „sinn- 
los, ständig neu über die Gewaltfrage zu 
diskutieren^...) Und wer Gewaltfreiheit 
proklamiert, ist meiner Meinung nach 
blauäugig" (S. 67). 

Eine kommunistische Partei 

Anders als die kommunistischen Diktatur- 
Parteien Polens oder Ungarns ist die PDS 
kaum sozialdemokratisierbar. Denn in 
Deutschland gibt es nach wie vor eine so- 
zialdemokratische Partei. Eine sozialde- 
mokratisierte PDS wäre daher ziemlich 
überflüssig. Auch deshalb muß und soll 
die PDS nach ihrem Selbstverständnis 
bleiben, was sie ist: eine kommunistische 
Partei mit populistischer Taktik. 

Für den Ruin im ehemaligen SED-Herr- 
schaftsbereich fühlt sich die PDS ohnehin 
keineswegs verantwortlich. Obendrein po- 
lemisiert sie sogar gegen die Umbau- und 
Aufbauanstrengungen in den jungen Bun- 
desländern und präsentiert in populisti- 
scher Manier ein Sammelsurium an kaum 
erfüllbaren Forderungen. Das alles aber 
hat die PDS selbstverständlich nicht daran 
gehindert, volle SED-Kassen und -Konten 
zu erben. Außerdem verfügt die Partei von 
allen Parteien in Ostdeutschland nach wie 
vor über die beste Struktur. Wenn es dar- 
um geht, vor Ort gegen den notwendigen 
Umbau der ostdeutschen Wirtschaft zu 
agitieren, ist die Partei mit ihren immer 
noch zahlreichen Kadern besonders rasch 
zur Stelle. 

Profiteure der SED-Diktatur 

Für ihre Agitation saugt die PDS viel Ho- 
nig aus den schwierigen Übergangsproble' 
men von der Klassendiktatur und Kom- 
mandowirtschaft zur freiheitlichen Dem0' 
kratie und Sozialen Marktwirtschaft. Kein 
Problem scheint es für die PDS dabei zu 
sein, mit Hans Modrow einen verurteilten 
Wahlfälscher als Ehrenvorsitzenden zu ha' 
ben. Agile Profiteure der SED-Diktatur 
finden sich in den Reihen der PDS oh- 
nehin in großer Zahl wieder. Dennoch - 
oder deshalb - erhalten gerade Gysi und 
seine geschulten Genossen häufig sogar 
die Chance, in Talkshows munter mit/11' 
plaudern. Schließlich ist die PDS die ein- 
zige Partei in Deutschland, die mit dem 
„Neuen Deutschland", dem alten SED- 
Blatt, über eine Tageszeitung verfügt. 

Wie haltlos aber die Agitation der PDS- 
Truppen ist, zeigt ein Blick auf die Dem 
skopie. Ausweislich zahlreicher Umfrag 
ist die PDS gar nicht die Partei der „Ein' 
heitsverlierer" -jedenfalls kaum im ÖK°' 
nomischen Sinne. Vielmehr gehört ein 
her Anteil der PDS-Wähler zur Schicht 

hO' 
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.er Bessergestellten. Nicht zufälligerweise 
,st die Zahl der PDS-Wähler üblicherwei- 
Se dort am höchsten, wo früher bereits die 
Risten SED-Kader lebten. Die Partei der 
^nkommensschwächeren und vor allem 
^Arbeiter war bei der Bundestagswahl 
y94 dagegen in den jungen Bundeslän- 

aern primär die CDU. 

jn vom Wesen der zweiten deutschen 
^'ktatur abzulenken, wird die Ost-CDU 
J1" der SED auf eine Stufe gestellt. Jedoch 
p.ar die SED in der DDR die alleinige 
Jihrungspartei. Sie hat die Ost-CDU 

§ eichgeschaltet und erst zu dem gemacht, 
jjs sie war. Dazu war es erforderlich, die 

b   U- Vorsitzenden in der Sowjetischen 
esatzungszone zu unterdrücken, bis ein 

xjHfähriger Ost-CDU-Chef gefunden war. 
''tgewirkt am Aufbau der DDR haben im 

^ rigen Prokommunisten aus den Reihen 
r SPD, die auch mit Verführung und 
wang unterworfen wurde. Die Führungs- 
sUr unter diesen Sozialdemokraten war 
toGrotewohl, der später erster Minister- 

psident der DDR wurde. . 
^der DDR waren Politbüro und Zentral- 

ftiitee die wichtigsten Entscheidungsor- 
I .ne- Darin waren selbstverständlich al- 

n SED-Funktionäre vertreten. So steht es 
^erfreulicher Klarheit auch in der 

lj   ^-Verfassung: „Die DDR ist der sozia- 
w'icne Staat der Arbeiter und Bauern un- 
sch 

Püh rung ihrer marxistisch-leninisti- 
en Partei, der SED". Als Akklamati- 

V0il.nslrument der SED-Führung sollten 
b, ^kammer und Blockparteien dagegen 

ralismus lediglich suggerieren. 
W0 ^aren und konnten nicht hauptverant- 
Kh       für Bespitzelungen, Schießbefehl, 
r    

er und Mord sein. Vielmehr gab es ge- 
Paßj "n der 0st"CDU - neben einer ange- 
glj en Führungsclique - zahlreiche Mit- 
wart er' die trotz 'nnerer Konflikte in der 
der ^'blieben, um wenigstens dem Zugriff 
L ^ED zu entrinnen. Anders als die SED 
s°nen °Sl"CDU sich l989 von unten Per" und programmatisch erneuert. Ihre 

Mitglieder bekennen sich klar zum CDU- 
Programm sowie zur freiheitlichen 
Rechts- und Wirtschaftsordnung unseres 
Landes. Zudem hat die CDU entgegen 
manchen Unterstellungen auf das Vermö- 
gen der Ost-CDU verzichtet. 

Schließlich droht in der Debatte gerade 
über die Verbrechen der Stasi zuweilen 
unklar zu werden, daß diese als Bespitze- 
lungs- und Terrororganisation kein Staat 
im Staate war, sondern ein von der SED- 
Führung geschaffenes und gebrauchtes In- 
strument. 

Bis 1989 war der Kommunismus in erster 
Linie eine äußere Bedrohung. Heute je- 
doch gefährdet er unsere Rechts- und 
Wirtschaftsordnung primär von innen, zu- 
mal der Einfluß kleinerer Parteien wach- 
sen kann, wenn Parlaments-Mehrheiten 
besonders knapp sind. Allerdings konnte 
die PDS auch deshalb bereits zweimal in 
den Bundestag einziehen, weil die 5 Pro- 
zent-Hürde 1990 jeweils nur in Ost- oder 
Westdeutschland übersprungen werden 
mußte und die Partei 1994 von der Grund- 
mandatsregel profitierte. 
Danach tritt die 5-Prozent-Hürde außer 
Kraft, wenn eine Partei drei Direktmanda- 
te erringt. Weil die PDS in Ost-Berlin, also 
dort, wo die DDR-Hauptstadt einst lag, 
1994 sogar vier Direktmandate errang, 
konnte sie die Sperrklausel überwinden, 
obwohl sie nur 4,4 Prozent der Stimmen 
in Gesamtdeutschland erzielte. 
Insgesamt kommt es jetzt für unser Land 
darauf an, die PDS vor allem als klar koali- 
tionsunfähig zu enttarnen. Zugleich müs- 
sen alle verfassungstreuen Parteien, so 
schwierig das ist, nun möglichst geschlos- 
sen versuchen, den Teil der PDS-Wähler 
für unsere Rechts- und Wirtschaftsordnung 
zu gewinnen, der die Partei wählt, obwohl 
- statt weil - sie in ihrem Kern die Neo- 
SED ist. Denn keineswegs dürfen PDS- 
Wähler pauschal mit ideologisierten PDS- 
Funktionären gleichgesetzt werden. ■ 
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Bundesverfassungsgericht bestätigt 
Auffassung zu Überhangmandaten 
Zu den Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts im Normenkontroll- 
verfahren „Überhangmandate" und in 
der Wahlprüfungsbeschwerde „Grund- 
mandatsklausel" erklärte der innenpoli- 
tische Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Erwin Marschewski: 
Das geltende Bundeswahlrecht mit seinen 
Überhang- und Grundmandaten bleibt be- 
stehen und ist damit verfassungsgemäß. 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine 
Normenkontrollklage des Landes Nieder- 
sachsen gegen die Regelung der Über- 
hangmandate bei Stimmengleichheit von 
4:4 abgewiesen. Die Regelung des § 6 
Abs. 5 Bundeswahlgesetz, nach der einer 
Partei ihre Überhangmandate ohne Aus- 
gleich für die anderen Parteien verbleiben, 
begegnet somit keinen verfassungsrechtli- 
chen Bedenken. Die Vorschrift besteht so 
seit 1956, schon dreimal hat das Verfas- 
sungsgericht sie überprüft - immer mit 
dem Ergebnis der Verfassungskonformität. 
Unsere Auffassung, daß der Grundsatz der 
Wahlgleichheit nicht verletzt ist, wird so- 
mit unterstrichen. Dem Gesetzgeber steht 
bei der Ausgestaltung des Wahlrechts ein 
weiter Spielraum zu, der mit der Entschei- 
dung für die personalisierte Verhältnis- 
wahl nicht überschritten worden ist. 
Die Regelung zu den Überhangmandaten 
ist ein systemprägendes Element dieses 
Wahlsystems. Bei einer Verrechnung oder 
einem Ausgleich von Überhangmandaten 
würde dem Anliegen der personalisierten 
Verhältniswahl nicht mehr in vollem Um- 
fang entsprochen. Überhangmandate stellen 
sich somit als eine notwendige Folge unse- 
res kombinierten Verhältnis- und Mehr- 
heitswahlsrechts dar. Das Grundgesetz gibt 
lediülich. die Gleichheit der Wahl vor, d. h. 

die strikte Gleichheit des Zählwerts. Jede 
Stimme wiegt hier gleich. Eine relative Ab- 
sicherung der Gleichheit des Erfolgswerts 
hängt indes vom Wahlsystem ab. 
Die Entscheidung belegt: Die Klagen der 
Opposition über eine verfassungswidrige 
Benachteiligung sind haltlos. Die gegen- 
wärtige Sitzverteilung im Bundestag 
bleibt bestehen. 

Verfassungsfest 
Zu den Wahlrechtsentscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts er- 
klärten der Stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Rupert Scholz, und ihr Ju- 
stitiar, Joachim Gres: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
grüßt die Urteile des Bundesverfassungs- 
gerichts, da sie die erforderliche Klärung 
zentraler Wahlrechtsfragen herbeigeführt 
haben. 
Die niedersächsische Landesregierung lS; 
mit ihrem Versuch gescheitert, auf juristi- 
schem Wege die Mehrheitsverhältnisse W 
Bundestag zu ändern. Die Regelung der 
Überhangmandate im Bundeswahlgesetz 
ist verfassungsfest. Wie nicht anders zu Q 

warten, hat das Bundesverfassungsgericn 
das Bemühen des Bundestages anerkannt- 
im Rahmen der Verkleinerung des Par'a'.i 
ments die Wahlkreise zur BundestagsWä^ 
2002 neu zuzuschneiden und bisher beste 
hende Größenunterschiede zu korrigiere11' 

Das Bundesverfassungsgericht hat die t" 
her geltende Grundmandate-Regelung 
zwar ebenfalls für verfassungskonform 
klärt, aber an keiner Stelle des Urteils ge' 
sagt, sie sei verfassungsrechtlich zwin- 
gend. Der Gesetzgeber ist somit frei, die 
Zahl von drei Grundmandaten zur Über- 

Ä 
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^•ndung der Fünf-Prozent-Hürde herauf- 
setzen oder diese Regelung ersatzlos ab- 
schaffen. Dies sollte ernsthaft in Erwä- 

jpng gezogen werden, um dem Grundsatz 
^r Wahlrechtsgleichheit im durch die 

'edervereinigung größer gewordenen 
eutschland eine verstärkte Geltungskraft 

^u verleihen. 

^D-Versuch gescheitert 
Der Parlamentarische Geschäftsfüh- 
rer der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on, Andreas Schmidt (Mülheim), er- 
klärte zum Thema „Überhangman- 
date": 

. as Bundesverfassungsgericht hat die 
JJWassung der CDU/CSU-Bundestags- 
k kf'on zum Thema Überhangmandate 
linn    ^' Überhangmandate waren, sind 
"a bleiben rechtmäßig. Gerhard Schröder 

Sch d'e SPD sind VOr dem nöcristen deut" 
t   

en Gericht mit ihrem Versuch geschei- 
st ' d'e demokratische Legitimation der 
am -n Parlamentarischen Mehrheit der 

•erenden Bundesregierung in Zweifel 
Ziehen. 

Die Klage der Niedersächsischen Landes- 
regierung unter Schröder hatte auch das 
Ziel, unser bewährtes Wahlrecht für 
zukünftige Bundestagswahlen zugunsten 
der SPD zu verändern. Diesem Versuch 
hat das Bundesverfassungsgericht mit sei- 
nem heutigen Urteil einen Riegel vorge- 
schoben. 

Überhangmandate beruhen auf der bewuß- 
ten Entscheidung der Wählerinnen und 
Wähler und sind daher nicht nur nicht zu 
beanstanden, sondern in besonderem 
Maße demokratisch legitimiert. 

Der Versuch der SPD, sich durch die Hin- 
tertüre Ausgleichsmandate für errungene 
Überhangmandate zu sichern, war vor 
dem Hintergrund des Bundestagsbeschlus- 
ses, den Bundestag ab 2002 erheblich zu 
verkleinern, geradezu grotesk. Ausgleichs- 
mandate hätten zu einer erheblichen Ver- 
größerung des Bundestages geführt. Ich 
fordere die SPD auf, nach ihrem geschei- 
terten Versuch in Karlsruhe wieder zum 
Konsens in der Wahlrechtsfrage zurückzu- 
kehren. 

Visa-Regelung ein voller Erfolg 
JJie Streichung des Visumsprivilegs 
fur Kinder aus den Anwerbestaaten, 
'hre Gleichstellung mit Kindern 
Jjnd Jugendlichen aus anderen 
Maaten war aufgrund des 
Ruhten Mißbrauchs bei der 
Anreise Minderjähriger dringend 
geboten. 

Timer häufiger wurden in den letzten 
Jahren Kinder unter 16 Jahren aus 
°en betroffenen Staaten Türkei, Ma- 
°kko, Tunesien sowie dem ehemali- 

gen Jugoslawien allein nach Deutsch- 
end geschickt. Von 1994 bis 1996 
nal*e sich die Zahl auf 2068 verzehn- 
facht. 

Erwin Marschewski, innenpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion: 
Nunmehr zeigt sich der Erfolg der 
Neuregelung. Kamen in den ersten 
beiden Januarwochen, also vor der 
Neuregelung, noch 299 alleinreisende 
Minderjährige aus den ehemaligen 
Anwerbestaaten, so waren es in der 
zweiten Januarhälfte nur noch 169. 
Seitdem hat sich die Zahl drastisch 
reduziert. Im Februar kamen 13 allein- 
reisende Minderjährige und im März 
bisher lediglich 2. 

Dies belegt zweierlei: Die Maßnahme 
war erforderlich. Sie ist auch erfolg- 
reich. 
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Zivilschutzneuordnungsgesetz 

Der Sicherheitsstandard für 
die Bürger bleibt erhalten 

Bundestag und Bundesrat haben im 
März 1997 der Beschlußempfehlung des 
Vermittlungsausschusses vom 
26. Februar 1997 zum Zivilschutzneu- 
ordnungsgesetz zugestimmt. Damit sind 
die letzten parlamentarischen Hürden 
für die Neuordnung des Zivilschutz- 
rechts genommen. 
Ziele des Gesetzes sind: 
• Eine engere Verzahnung des Zivil- 
schutzes mit dem friedensmäßigen Kata- 
strophenschutz, für den die Länder zustän- 
dig sind; 

• der Verzicht auf bisherige Sonderstruk- 
turen des Bundes; Beschränkung auf zivil- 
schutzrelevante Ergänzung des Katastro- 
phenschutzes der Länder; 

• die Zusammenfassung der für den Zi- 
vilschutz zuständigen Behörden; Auflö- 
sung des Bundesverbandes für den Selbst- 
schutz. 

Gleichzeitig wird durch die mit dem Ge- 
setz erfolgte Rechtsbereinigung und Ver- 
waltungsvereinfachung ein wichtiger Bei- 
trag zum Schlanken Staat geleistet - einer 
Schwerpunktaufgabe der Bundesregierung 
in dieser Legislaturperiode. 
Die Neuordnung führt zu folgenden Kon- 
sequenzen: Wegen der veränderten Sicher- 
heitslage wird der Bund kein besonderes 
bundeseigenes Warnsystem mehr vorhal- 
ten, den Bau von Schutzräumen nicht 
mehr fördern, keine Hilfskrankenhäuser 
mehr bauen und vorhalten, die dauernde 

Bevorratung umfangreichen Sanitätsmate- 
rials aufgeben und die Sanitätsmaterialla- 
ger auflösen. In anderen Bereichen wer- 
den die Akzente neu gesetzt. 
Der Bund verzichtet auf die Aufstellung 
besonderer Zivilschutzeinheiten; er er- 
gänzt statt dessen den Katastrophenschutz 
der Länder durch zusätzliche Fahrzeuge 
und zusätzliche Ausbildung der Helferin- 
nen und Helfer in wichtigen Bereichen 
(Brandschutz, Sanitätswesen, Betreuung 
und ABC-Schutz). Die vom Bund finan- 
zierten Zentralwerkstätten und Schulen 
des Zivilschutzes werden aufgegeben. 

Bundesinnenminister 
Manfred Kanther: 

Zivilschutzneuordnungsgesetz 
schafft klare Verhältnisse, 
spart Kosten und ist ein 

wichtiger Beitrag 
zum „Schlanken Staat". 

Der Bundesverband für den Selbstschutz 
wird rückwirkend zum 1.1. 1997 aufge* 
löst. Die vom Bund geförderte BreitenaU 
bildung in Erster Hilfe wird um Selbst- 
schutzinhalte erweitert. 
Die Anpassungsmaßnahmen sind bereu 
umgesetzt worden, soweit dies ohne Än- 
derung von Rechtsvorschriften möglich 
war. Das bedeutet, daß bereits seit l99p 
das Technische Hilfswerk neu Struktur^ 
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as Bundesamt für Zivilschutz mit der 
Jjigliederung der Akademie für Notfall- 
P anung und Zivilschutz organisatorisch 
§estrafft, auf den Verteidigungsfall bezö- 
ge Sonderstrukturen beseitigt und die 

undesressourcen weitgehend in den Ka- 
a-Strophenschutz der Länder integriert 

Wurden. 

. Ur die Aufgaben des Zivilschutzes sind 
^Haushalt 1997 insgesamt rd. 458 Mio 
loo bereitgestellt worden. Im Vergleich zu 
3Rn   k°nnte damit der Jahresetat um rd. 
^ Mio DM verringert werden. Die sich 

s
araus seither kumulativ ergebenden Ein- 

sparungen betragen rd. 1,4 Mrd DM. Die 
°m Bund bis 1995 finanzierten vier Zi- 

2 
Schutzbehörden werden auf nur noch 

n ei Zivilschutzbehörden, und zwar die 
d Undesanstalt Technisches Hilfswerk und 
j^.s Bundesamt für Zivilschutz reduziert. 

'e Zahl der Bediensteten im Zivilschutz 
rde inzwischen bei Bund und Ländern 

füh rd" 145^ sozia,verträgncn zurückge- 
D 

n- Die Reduzierung um weitere rd. 350 
eschäftigte ist geplant. 

etzte strittige Fragen sind 
geräumt worden 
Hi 
fr 

er2u erklärt Bundesinnenminister Man- 
Uus  ^

anther: „Mit der im Vermittlungs- 
stfo!     ß erzielten Einigung und der Zu- 
sindT'Ung durcn Bundestag und Bundesrat 
des      zte streitige Fragen mit dem Bun- 

"*rat über die Neuordnung des Zivil- 

schutzes ausgeräumt worden. Bereits von 
Anfang an betand aber mit den Ländern 
vollständige Übereinstimmung darüber, 
daß angesichts der veränderten Sicher- 
heitslage die Neuordnung des Zivil- 
schutzes unabweisbar ist und die Ressour- 
cen des Bundes in den Katastrophenschutz 
der Länder eingebracht werden sollen. 
Durch die engere Verzahnung des Zivil- 
schutzes mit dem friedensmäßigen Kata- 
strophenschutz der Länder bleibt der Si- 
cherheitsstandard für die Bürger erhalten." 

Künftig warnen die Länder 
im Auftrag des Bundes 

In diesem Zusammenhang wies der Mini- 
ster darauf hin, daß nunmehr künftig die 
Länder im Auftrag des Bundes auch vor 
den besonderen Gefahren warnen, die der 
Bevölkerung im Verteidigungsfall drohen, 
und der Bund das Instrumentarium der 
Länder, soweit erforderlich, ergänzt. Auch 
sei das schon bisher mit den Ländern be- 
stehende grundsätzliche Einvernehmen 
über die Befristung der Abfinanzierung 
aufzulösender Zivilschutzeinrichtungen 
bis zum 31.12.1999 durch den Bund nun- 
mehr gesetzlich geregelt. 

„Die Reform des Zivilschutzrechts und 
des Zivilschutzes insgesamt ist ein wichti- 
ger Beitrag zur Entbürokratisierung, zum 
„Schlanken Staat" und zur Effizienzsteige- 
rung trotz knapper werdender Ressour- 
cen", so Minister Kanther. 

!000 befristet Beschäftigte erhalten festen Job bei VW 
steueSamt ' '^^ befristet Beschäftigte beim Volkswagenwerk werden jetzt fest einge- 
Mit W'e der Betriebsratsvorsitzende Klaus Volkert mitteilte, handelt es sich um 
§eSMbeiter' die im FrunJanr l996 im Rahmen des Bündnisses für Arbeit befristet ein- 
na;ellt worden waren. Jetzt habe sich der Betriebsrat mit dem Vorstand auf die Über- 
10 

me in ein festes Arbeitsverhältnis geeinigt. „Angesichts der dramatischen Arbeits- 
V0i,nzan,en sind wir sehr froh, daß diese Kolleginnen und Kollegen weiterhin bei 

Kswagen bleiben können", sagte Volkert. 
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Kein Betrieb muß wegen der 
Altschulden Konkurs anmelden 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat am 8. April die von der 

Bundesregierung festgelegte 
Altschuldenregelung bestätigt. 

Zum Zeitpunkt der Wirtschafts- und 
Währungsunion am 1. Juli 1990 betru- 
gen die Schulden der früheren land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossen- 
schaften (LPGen) insgesamt 7,6 Milli- 
arden DM. Die Treuhand hat die sanie- 
rungsfähigen Betriebe frühzeitig um 
1,4 Milliarden DM teilentschuldet. Die 
restlichen Verbindlichkeiten sind weit- 
gehend gestundet. Die Unternehmen 
sind bilanziell entlastet. 
Das heißt, die Schulden müssen nicht in 
die Bilanz aufgenommen werden. Zudem 
muß nur in den Jahren getilgt werden, in 
denen die Höfe Gewinne erwirtschaften. 
Die Tilgung ist dann auch auf höchstens 
20 Prozent des Gewinns begrenzt. 
So ist verhindert, daß Betriebe aufgrund 
ihrer Altschulden Konkurs anmelden 
müssen. 
Die Bundesregierung wird nun gemäß 
dem Urteil bis zum Jahr 2000 prüfen, ob 
die Altschulden innerhalb eines angemes- 
senen Zeitraums von der Mehrzahl der 
Betriebe bei ordentlicher Wirtschafts- 
führung abgetragen werden können. Die- 
se Überprüfung und Kontrolle ist deshalb 
notwendig, da auch während der Stun- 
dung die Schulden verzinst werden 
(derzeit mit rund 7 Prozent) und dadurch 
weiter wachsen können. 
Es muß nun abgewartet werden, wie die 
weitere ökonomische Entwicklung der 
Betriebe verläuft. Ein Teil der Betriebe 
befindet sich in guter wirtschaftlicher 

Verfassung, macht Gewinne und kann dtf 
Altschulden zurückzahlen. Bei der Über- 
prüfung der Regelungen wird sich 
zeigen, ob Änderungen notwendig sind. 
Ostdeutsche CDU-Politiker haben sich 
dafür ausgesprochen, daß bereits frühzei- 
tig Gespräche zur Klärung eventuell not- 
wendiger Anschlußregelungen geführt 
werden sollten. 
Insgesamt ist das Urteil für die wirtschal' 
tenden LPG-Nachfolgeunternehmen 
positiv zu sehen. Wenn die Schuldenfrag6 

anders entschieden worden wäre, hätte 
die Vermögensauseinandersetzung neu 
aufgerollt werden müssen. Alle Bilanzen 
hätten neu erstellt werden müssen. Wo 
die Schulden vermögensmindernd 
gestanden haben, hätten Korrekturen 
vorgenommen werden müssen. 
Das jetzige Urteil gibt die Möglichkeit, 
die Altschuldensituation, die sich in 
jedem Unternehmen anders darstellt und 
differenziert betrachtet werden muß. i'1 

Ruhe zu prüfen und gegebenenfalls 
Ergänzungen vorzunehmen. 

Ostdeutsche Länd^ 
Während die Wohnungsneubautätig* 
in Westdeutschland im vergangenen 
Jahr merklich zurückgegangen ist, "\ 
der Wohnungsbau in Ostdeutschla*10 

noch einmal deutlich zugelegt. 
Bezogen auf die Einwohnerzahl liege11 

neuen Bundesländer inzwischen s°£aI.jjt 
weit vor den westdeutschen Ländern- ^ 
15,2 Baugenehmigungen pro 1.000 P'   * 
wohner rangiert Brandenburg - wie S< 
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le CDU wendet sich gegen untaugliche 
id ideologisch motivierte Versuche 

Rancher politischer Kräfte, mit dem 
rteil zur Altschuldenregelung die 
räben zwischen Ost und West wieder 

Erbrechen zu lassen. 

^°mpromißweg 
Zum Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts zu den landwirtschaftlichen 
Altschulden erklärten der Sprecher 
der ostdeutschen CDU-Bundestags- 
|*bgeordneten, Paul Krüger, und der 
Berichterstatter für den Bereich 
Landwirtschaft, Ulrich Junghanns: 

g^artungsgemäß bestätigt das Urteil weit- 
|enend die Rechtsauffassung des Bundes, 
(j R

wird aber auch zu Recht festgehalten, 
^ das wirtschaftliche Überleben der land- 
w nschaftlichen Betriebe nicht gefährdet 

erden darf. Deshalb ist es notwendig, zü- 
de

§ fine Anschlußregelung entsprechend 
ljr Leistungskraft der landwirtschaftlichen 
Sc, ernehmen zu finden; hierzu sind jetzt 
zje "e11 Gespräche zur Klärung der kompli- 
bg j" Materie zu führen. Gestaltungsraum 
der j:

nt insbesondere bei der Abgrenzung 
n   °

etriebsnotwendigkeit von Investitio- 
nen \?Wie bei der Ausgestaltung der Zin- 

"• Wichtig ist, daß die abschließende Lö- 
§ auch für eine ausreichende wirtschaft- 

liche Motivation bei den landwirtschaftli- 
chen Unternehmen in den neuen Ländern 
sorgt, mit möglichst großem wirtschaftli- 
chen Erfolg zu arbeiten. 
Das Urteil bestätigt auch den bei den 
Kommunalen Altschulden eingeschla- 
genen Kompromißweg. 

Rechtsklarheit 
Zum Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts erklärte der agrarpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Egon Susset: 

Die Entscheidung des obersten Gerichts 
über die Altschuldenregelung in der 
ostdeutschen Landwirtschaft schafft 
Rechtsklarheit für alle Beteiligten. Die ab- 
schließende Rechtsentscheidung setzt 
einen Schlußpunkt unter jahrelange Aus- 
einandersetzungen und Diskussionen über 
die Altschuldenfrage. Vor diesem Hinter- 
grund ist das Verfassungsgerichtsurteil zu 
begrüßen. 

Aufschlußreich ist die übereinstimmende 
Einschätzung von Bundesregierung, Län- 
dern und Berufsstand, daß kein landwirt- 
schaftliches Unternehmen wegen seiner 
Altverbindlichkeiten in Konkurs gehen 
muß, weil die Altschulden lediglich mit 20 
Prozent der erwirtschafteten Gewinne 
bedient werden müssen. 

b e*m Wohnungsbau an der Spitze 
1995 
Ver .-.an der Spitze und weist dabei, im 
Bii,fJe,cn mit dem besten westdeutschen 
&au     land Schleswig-Holstein, das 7,2 
hat ?

enenrn'gungen auf 1.000 Einwohne. 
dies       mehr als doPPeIten Wert aus. Auf 
^unterschiedliche Entwicklung hat 
„Bonner ifs Institut für Städtebau hin- 
Cesen- 
§eneuend ln Westdeutschland die Neubau- 

"niigungen insgesamt 1996 um 15,0 

Prozent auf 390.100 zurückgegangen 
seien, hätten sie in Ostdeutschland 
noch einmal um 5,6 Prozent auf den 
Rekord von 186.300 zugelegt. Dazu ha- 
be vor allem die sehr rege Wohnungs- 
bautätigkeit in Mecklenburg-Vorpom- 
mern beigetragen. Die Zahl der geneh- 
migten Wohnungen habe allein in die- 
sem Bundesland um 47,5 Prozent zuge- 
nommen. 
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Wolfgang Schäuble: 

Ein Leben lang lernen 
„Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans 
nimmermehr." Mit diesem Satz ist die 
Generation unserer Eltern und Großel- 
tern zur Schule geschickt worden. Ob 
der Satz damals die Wirklichkeit traf, 
sollte man dahingestellt lassen. Heute 
macht er nur noch bedingt Sinn. Der 
Satz vom lebenslangen Lernen ist fast 
Allgemeingut geworden. 
Alle fünf bis sieben Jahre verdoppelt sich 
das weltweit verfügbare Wissen. Die tech- 
nischen Innovationen folgen immer 
schneller aufeinander. Es geht darum, die 
Kompetenz zu erwerben, mit dieser Infor- 
mations- und Wissensfülle umzugehen 
und sie für Aufgaben in Beruf und Gesell- 
schaft sinnvoll zu nutzen. So muß heute 
Hänschen vor allem lernen, wie es als 
Hans mit immer Neuem zurecht kommt. 
Wie erreichen wir das? Vor allen institu- 
tionellen Antworten gilt es, wieder eine 
Einstellung zu vermitteln: Die Bereit- 
schaft, sich auf Neues einzulassen und an- 
zueignen, neu-gierig im wahren Sinne des 
Wortes zu sein. Das setzt ein gerüttelt Maß 
an Leistungsbereitschaft - früher nannte 
man es Fleiß - voraus. 
Wir müssen aber auch unsere Bildungsin- 
stitutionen verbessern. Einst galt das deut- 
sche Bildungssystem als vorbildlich in der 
Welt. Das soll es wieder werden. Ich kann 
hier nur einige Punkte aufgreifen. 
Eines unserer großen Probleme sind die zu 
langen Ausbildungszeiten. Wir brauchen 
eine Straffung der Studiengängen, neue 
Abschlüsse, die schneller erreicht werden 
können, vielleicht auch eine Verkürzung 
der Schulzeiten. 
So wichtig eine ordentliche Rechtschrei- 
bung ist, noch mehr Anstrengungen 

braucht es, damit noch mehr als bisher 
Fremdsprachen in den Schulen, auch in 
den Grundschulen, vermittelt werden. In 
unserer immer internationaler werdenden 
Welt führt daran kein Weg vorbei. 

Im Bereich der beruflichen Bildung 
müssen wir wieder stärker auf die Ein* 
bindung der Ausbildung in die Betrieb 
achten, die Berufsschulausbildung vofl1 

Zeitrahmen her flexibler gestalten. 
Kernstück unserer Bemühungen wird eine 

Modernisierung unserer Hochschulen se"1 

müssen. Hochschulen prägen Ansichten, 
Motivation und Leistungsverhalten küntt'' 
ger Führungskräfte. Hochschulen sind 
Zentren der geistigen Auseinandersetzung 
und Wegweiser für Lösungen weit über 
den eigentlichen Wissenschaftsbetrieb h"1' 
aus. Soll das im Zeitalter der Massenuni' 
versität funktionieren, brauchen die Hod1' 
schulen mehr Autonomie in Personal' 
gen, im Finanziellen und Organisatori- 
schen. Sie müssen stärker mit der Wirt- 
schaft kooperieren, in der Forschung. wc 

auch um die Studenten zielgerichteter aU 
bilden zu können. Die Fachhochschulen 
können letzteres vielleicht besonders gf1- 
Bund und Länder verständigen sich des- 
halb zur Zeit über eine Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes. 
Ein Aspekt ist dabei nicht zu vernachlä^ 
gen. Die deutschen Hochschulen würden 
für ausländische Studenten wieder intere 
santer. Und das ist wichtig. Hier in        ., 
Deutschland ausgebildete Akademiker n1 

den einen wichtigen Anknüpfungspunk 
für deutsche Firmen in ihren Heimatsta?' 
ten. Sie helfen die wirtschaftlichen Bezl, 
hungen des jeweiligen Landes zu Deuts 
land zu stärken, vielleicht mehr als jede . 
andere Form der Wirtschaftsförderung- 
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Bundesregierung muß Konsequenzen 
aus dem Urteil ziehen 

iiw?1 ^rtei' des Ber,»ner Kammergerichts 
" dem Mykonos-Verfahren erklärte der 
u'ienpolitische Sprecher der CDU/CSU 
undestagsfraktion, Karl Lamers: 

h 
le Feststellung des Gerichts, „daß die Tat- 

d 
ntergründe bis in die höchsten Spitzen 

,?s manischen Staates reichen" und „die Tat 
?ü

s auf höchste staatliche Stellen im Iran 
^ckzuverfolgen ist", ist ein Beleg für 

Staatsterrorismus des iranischen Regi- 
s f

s'der von der internationalen Gemein- 
a't nicht hingenommen werden kann. 

sJ
e Bundesregierung ist aufgefordert, Kon- 

siclUenZen aus dem Urteil zu z>ehen und 
st    

fur eine internationale Verurteilung der 
Sc,aislerroristischen Aktivitäten der irani- 
gje

en Funrung einzusetzen. Die Bundesre- 
^ rung muß den iranischen Botschafter in 
d nn unmittelbar einbestellen und den 
^ lschen Botschafter im Iran zurückrufen. 
ebe

1Sl Zu noffen* daß unsere EU-Partner 
nso verfahren. Der „kritische Dialog" 

2p 
dem Iran, auf den sich die EU-Staaten 

^einsa 

4eeWert- nde Überpüfung der europäischen Iran- 

dj '-"lsum verständigt haben, muß suspen- 
e?   Wer.den, und es muß eine grund- 

Politik erfolgen. Die internationale Ge- 
meinschaft ist aufgefordert, eine politische 
Verurteilung im Rahmen der laufenden 
UNO-Menschenrechtskonferenz vorzuneh- 
men. 

Deutlich muß aber auch werden, daß mit 
diesem Urteil keine Beleidigung weder des 
iranischen Volkes noch seiner Religion ver- 
bunden ist. Das Urteil darf das Zusammen- 
leben von Deutschen und Iranern weder in 
Deutschland noch im Iran beeinträchtigen. 
Die Deutschen im Iran sind nun besonders 
gefährdet. Die Ankündigung von Außenmi- 
nister Welayati, daß ihre Sicherheit gewähr- 
leistet ist, ist zu begrüßen. Es bleibt zu hof- 
fen, daß das Urteil nicht auf Kosten der 
Deutschen im Iran von radikalen Gruppie- 
rungen aus wahlkampftaktisehen Erwägun- 
gen heraus mißbraucht wird. Ein besonne- 
nes Handeln auf beiden Seiten ist wichtig, 
um eine Eskalation der Gewalt zu vermei- 
den. Erst die Präsidentenwahlen im Mai 
werden zeigen, auf welche iranische 
Führung sich die Europäische Union bei 
der Formulierung ihrer Iran-Politik einstel- 
len muß. ■ 

Rückgang um acht Prozent weniger Asylbewerber 
un- J-^e Zahl der Asylbewerber in der B 

desrepublik geht weiter zurück. Im 
^rgangenen Monat registrierten die 
Behörden 8.392 Antragsteller, 729 
°der acht Prozent weniger als im März 

"6, teilte das Bundesinnenministeri- 
m mit. Seit Jahresbeginn beantragten 
'.846 Personen in Deutschland politi- 

ches Asyl, 8,1 Prozent weniger als im 
Jetten Quartal 1996 (damals 30.302). 

auptherkunftsländer waren die Tür- 

kei (5.710), Irak (3.663) und die Bun- 
desrepublikjugoslawien (3.175). Das 
Nürnberger Bundesamt für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge ent- 
schied im März über 14.410 Anträge. 
Als Asylberechtigte anerkannt wurden 
859 Personen (sechs Prozent). Ab- 
schiebeschutz wurde in 767 Fällen (5,3 
Prozent) gewährt, bei 263 Personen 
wurden Abschiebehindernisse festge- 
stellt. 
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Deutschland auf dem Weg zum EURO 
Anläßlich des Württembergischen 
Sparkassentages am 10. April in Lud- 
wigsburg führte Bundesfinanzminister 
Theo Waigel in seiner Rede u.a. aus: 
Wir stehen an der Schwelle des 21. Jahr- 
hunderts. Diese Zeitenwende sollte uns 
Anlaß sein, Bilanz zu ziehen und über die 
Gestaltung der Zukunft nachzudenken. 
Was haben wir in diesem Jahrhundert 
erreicht, welche Vorstellungen haben wir 
für die nächsten Jahrzehnte? Wie geht es 
in der Weltwirtschaft weiter, mit dem 
Weltwährungssystem? Wie sieht das neue 
„Haus Europa" der Zukunft aus, und 
welche Schlußfolgerungen ergeben sich 
für den Standort Deutschland? 
Die Zunahme des internationalen Wettbe- 
werbs, die wachsende Standortkonkurrenz 
sowie der sich beschleunigende Struktur- 
wandel werfen ihre Schlagschatten auf 
den deutschen Arbeitsmarkt. Die Tarif-, 
Sozial- sowie die Wirtschafts- und Finanz- 
politik werden davon beeinflußt. 
Die Zukunft kann gewonnen oder ver- 
spielt werden. Wenn wir unser Land auf 
die globalen, europäischen und nationalen 
Herausforderungen richtig vorbereiten, 
wird Deutschland zu den Gewinnern der 
neuen Zeit gehören. Die Bundesregierung 
hat mit der Symmetrischen Finanzpolitik 
ein Konzept, das von allen nationalen und 
internationalen Experten als beispielhaft 
angesehen wird. 
Optimismus und die Bereitschaft Proble- 
me gemeinsam anzupacken, das sind die 
Dinge, die eine Gesellschaft braucht, um 
die Zukunft zu meistern. Hierzu zählt auch 
ein ethisches Fundament, verbunden mit 
Innovationsfreude und Gründergeist. 
Wenn Deutschland den Wandel nicht 
schafft, wäre das auch für unsere Partner 
fatal. Deutschland ist ein wichtiger Teil 
Europas.und der Weltwirtschaft. 

Eine Europäische Union ohne mehr wirt- 
schaftliche Konvergenz, ohne einen höhe' 
ren Grad an Wechselkursstabilität und oh- 
ne die logische Konsequenz einer einheit- 
lichen Währung würde letztlich alle be- 
reits erzielten Vorteile des einheitlichen 
Binnenmarktes in Frage stellen. Die Voll- 
endung und Absicherung des Binnenmark- 
tes sichert bei uns Millionen von Arbeits- 
plätzen und zugleich die Wachstumsdyna- 
mik, die wir für neue Arbeitsplätze 
brauchen. 
Die Währungsunion liegt in unserem 
ureigensten Interesse. Die Exportnation 
Deutschland profitiert von offenen Märk- 

Theo Waigel: Arbeitsplätze 
von morgen erfordern heute 
Reformbereitschaft. Jeder 
Zeitverlust wäre schädlich. 

ten ohne Wechselkursrisiko, von einem 
starken, stabilen EURO-Block im Welt- 
währungssystem. 
Die gesamte Handelspolitik, aber auch 
große Teile der Wirtschafts-, Umwelt-, 
Rechts- und Wettbewerbspolitik werden 
heute schon auf europäischer Ebene ge; 
staltet. Hierzu paßt keine nationalstaatl''. 
ehe Geld- und Wechselkurspolitik. Nur &' 
ne gemeinsame Währungspolitik kann ä 
Dauer die Rahmenbedingungen für stat» 
les, dauerhaftes Wachstum schaffen. 

Kleine und mittlere Unternehmen im k* 
portgeschäft haben in der Vergangenhe' 
stark unter überschießenden Wechselku^ 
Veränderungen gelitten. International °P 
rierende Konzerne halten ganze Abteil11 

gen für die Beschäftigung mit Finanzde 

vaten zur Sicherung gegen Wechselkurs' 
Schwankungen vor. Kleine und mittlere 
Unternehmen können das nicht. 
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^ dem Wegfall des Wechselkursrisikos 
"l kleinen und mittleren Unternehmen 

£,er Ein- und Verkauf im Ausland leichter. 
s können langfristige Geschäftsbeziehun- 

8 «i aufgebaut und gepflegt werden, die 
^cht durch plötzliche Wechselkurs- 

b^ankungen gefährdet werden. Neben 
esen speziellen Vorteilen kommen 
einen und mittleren Unternehmen die 

gemeinen Vorteile der Wirtschafts- und 
ahrungsunion zugute. 
'e makroökonomischen Rahmenbedin- 

^ n8en werden dank der beeindruckenden 
s onvergenzfortschritte in der Europäi- 
g  ^n Union immer günstiger. Mit einem 
yjßen einheitlichen und stabilen Wirt- 
I   aftsraum verbessern sich in Deutsch- 
te, die Voraussetzungen für Wachstum 

ia Arbeitsplätze. 

^ternative zum Dollar 
eur de.r Schaffung des EURO entsteht ein 
]e °Pf ischer Währungsraum von globa- 
Ve  Gewicht, der eine wirkliche Alternati- 
on! US-Dollar darstellen wird. Damit 
UQ, 

die Abhängigkeit Europas vom 
§el   [kurs und von den Dollarzinsen 
ker°

C       werden. Europa kann sich stär- 
ent-an se'nen eigenen Erfordernissen ori- 
Ko!fren und eine wicnt'ge Stimme im 
*ö rn-n der Weltwänrungen abgeben. Da- 
ge Müssen die Märkte, aber auch die Bür- 

^RnUnSerem Land von der Stabmtät des 

^e A   ^erzeugt sein- Unsere gemeinsa- 
me] i§abe bestent darin, den Märkten 
l\i    en Bürgern immer wieder deutlich 
?un     hen' daß der EÜR0 alle Vorausset- zen d^ hat< 

sen ..Übergang zur Währungsunion müs- 
stgk.Ie deichen richtig gestellt sein. Viel 
D-M  f dem SpieL Bei faSt 5 Billionen 
haite •    Geldvermögen der privaten Haus- 
?ent 

m Deutschland bedeutet jeder Pro- 
^% PUr,kt Inflation Vermögenseinbußen 
^be

rUnd 50 Milliarden D-Mark. Deshalb 
kl^J^ir im Maastrichter Vertrag eine '%e ^ 

egelung über die Geldpolitik. Sie 

Frei und geeint 
Mit diesem Titel ist pünktlich zum 
40. Jahrestag der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge am 25. März 
1957 ein Band mit Darstellungen und 
Dokumenten der europapolitische 
Ideen, Initiativen und Leistungen der 
Unionsparteien erschienen. 

Untertitel: Europa in der Politik der 
Unionsparteien. Herausgegeben 
von Günter Rinsche. 

342 Seiten. 
Verkaufspreis: 35,- DM 
ISBN 3-412-00997-0 

Erschienen im Böhlau Verlag Köln 
Theodor-Heuss-Str. 76 
51149 Köln 

orientiert sich am Modell der Deutschen 
Bundesbank und geht in einzelnen Punk- 
ten sogar noch darüber hinaus. Dazu kom- 
men die Konvergenzkriterien, die den 
„ungefugten Zutritt" in die WWU ver- 
wehren. 

Nach dem Grundsatzbeschluß des Eu- 
ropäischen Rates von Dublin im Dezem- 
ber 1996 und den Beschlüssen des ECO- 
FIN vor wenigen Tagen in Noordwijk über 
den von uns vorgeschlagenen Stabilitäts- 
pakt ist der Rahmen für einen stabilen EU- 
RO jetzt komplett. 

Entscheidung im Mai 1998 
Nicht alle 15 Mitgliedstaaten der EU wer- 
den sofort den strengen Anforderungen des 
Vertrages und des Stabilitätspakts entspre- 
chen können oder wollen. Der Kreis der 
Mitglieder zu Beginn der Währungsunion 
wird kleiner als 15 sein. Die Entscheidung 
darüber trifft der Europäische Rat auf Vor- 
schlag der Finanzminister Anfang Mai 
1998. Bis zum Beginn der Währunssunion 
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sind in vielen Ländern noch erhebliche 
Konsolidierungsanstrengungen erforder- 
lich - auch in Deutschland. 
Deutschland ist sich seiner Verantwortung 
für einen gelungenen Start der WWU be- 
wußt. Mit dem Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung haben wir 
die richtigen Maßnahmen ergriffen. Das 
ist erst kürzlich bei der Diskussion des 
deutschen Konvergenzprogramms im 
ECOFIN einmütig bestätigt worden. Risi- 
ken auf dem Arbeitsmarkt und Abwei- 
chungen bei den Steuereinnahmen ge- 
genüber der Novemberschätzung sind 
schon berücksichtigt. Auch die aktuellen 
Entwicklungen geben keinen Grund, von 
dieser Prognose abzuweichen. Auch unse- 
re europäischen Partner haben sich dieser 
Stabilitätsphilosophie verschrieben. 

Natürlich müssen wir weiter sparen - 
aber nicht für Maastricht, sondern 
für uns selbst. Wir müssen sparen, um 
den Standort Deutschland weiter aus- 
zubauen und zu sichern. Jede gespar- 

te D-Mark ist eine Investition in das 
21. Jahrhundert. 

Unsere Finanzpolitik ist kein buchhalteri- 
sches Konzept, wo einfach irgendwo der 
Rotstift angesetzt wird. Vielmehr geht es 
darum, durch grundlegende Strukturrefar' 
men die dynamischen Ausgabepositionen 
in den Griff zu bekommen. 

Wir brauchen Freiraum für die Initiative 
der privaten Unternehmen. Nur dort ent- 
stehen die dringend benötigten neuen dau- 
erhaften Arbeitsplätze. Wir brauchen die 
große Steuerreform 1998/99, wir brauchen 
den leistungs- und investitionsfreundli- 
chen Zukunftstarif. 

Kurz vor der Jahrtausendwende steht 
Deutschland am Scheideweg. Gewinnen 
wir die Zukunft oder laufen wir ihr müh- 
sam hinterher? Keiner darf sich jetzt sei- 
ner Verantwortung entziehen - Arbeitsp'a 

ze von morgen erfordern heute Reformen 
reitschaft. Jeder Zeitverlust wäre schädnc 

für Deutschland. 

Abbau von Zigarettenautomaten um Schulen 
und Jugendzentren 

In intensiven Gesprächen zwischen 
dem Bundesverband Deutscher 
Tabakwaren-Großhändler und Au- 
tomatenaufsteller (BDTA) und dem 
ßundesministerium für Gesundheit 
konnte eine freiwillige Selbstbe- 
schränkung bei der Aufstellung von 
Zigarettenautomaten im Umfeld 
von Schulen und Jugendzentren 
erreicht werden. 
Die wesentlichen Punkte der Selbstbe- 
schränkung, der sich die einzelnen 
Automatenaufsteller anschließen 
sollen, sind: 
# Zigarettenautomaten, die an Schul- 
gebäuden oder an Jugendzentren oder 

auf deren Grundstücken aufgestellt 
sind, werden innerhalb von drei 
Monaten abgebaut. 
• In einem Sichtfeld von 50 m vom 
Haupteingang einer Schule oder eines 
Jugendzentrums und innerhalb der die- 
se Einrichtung umlaufenden Straßen- 
abschnitte werden ab sofort keine zu- 
sätzlichen Automaten mehr aufgestellt- 
# Auf Außenautomaten wird keine 
tabakbezogene Werbung zugelassen. 
Die Einhaltung dieser Verpflichtung 
wird vom BDTA überwacht, und 
Verstöße werden von einem Schieds- 
gericht mit Vertragsstrafen von bis ZU 
1 000 DM geahndet. 
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CDU für Reform der 
europäischen Entwicklungspolitik 

e.le CDU Deutschlands spricht sich für 
Sc,

e grundlegende Reform der europäi- 
r0  ." Entwicklungspolitik in der Eu- 
ropäischen Union aus. Dies erklärten 
Se * CpU-Europaabgeordnete Peter Lie- 
sch     ter der Arbeits8ruPPe Europäi- 
c^ Entwrcklungspolitik ) und der 
U  rßundesta8sab8eordnete Armin 
de r Ct ^steI,vertretender Vorsitzender 
Wj ,~DU-Bundesfachausschusses Ent- 
lu^klungspolitik) anläßlich der Vorstel- 
Ch eines PaPiers des CDU-Bundes- 
Sp*ausschusses mit dem Titel „Per- 
lüh      en der euroPä'Schen Entwick- 

n§spolitik" in Bonn: 

r0p..!st keinesfalls richtig, wenn die eu- 
Panai!!fne Entwicklungszusammenarbeit 
Ke^ •     verurteilt wird- Die CDU fitt 
^ationalisierungstendenzen in diesem 
sas>»anirnenhang entschieden gegenüber", 
ö

scen Uese und Laschet. 

eur0 .P^-Papier betont die Chancen der 
Ent^.aiScrien Einigung für eine weltweite 
s;w "clc,ungszusammenarbeit. Die Ge- 
ten y

i,,fe der EU und ihrer Mitgliedstaa- 
lun   

ache ca. 50 Prozent der Entwick- 
bjete

Szusarnmenarbeit weltweit aus. Dies 
tentj, §

r°ße Chancen, wenn man das Po- 
die     §e|neinsam nutze. Allerdings sei 
ürbe:r 

roPäische Entwicklungszusammen- 
ten" hu°Ch mit vielen "Kinderkrankhei- 
der jef     

ftet' so Liese und Laschet. Bei 
^tvv  I anstehenden Diskussion um die 

'^miR lngs/llsammenarbe'tnacnLom^ 
tnen o diese "Krankheiten" beim Na- 
L . §enannt und beseitigt werden. 

dem P   • 
^Uß pdpi.er' das der Bundesfachaus- 
&no 

bntwicklungspolitik einstimmig an- 
nnien hat, heißt es wörtlich, daß 

„nur eine Entwicklungspolitik aus einem 
Guß, die sich an den Bedürfnissen der 
Menschen und den ordnungspolitischen 
Erfordernissen orientiert", erfolgreich sein 
kann. 

Künftig objektive Kriterien 
Daher wird eine Globalisierung, Differen- 
zierung und Regionalisierung des Abkom- 
mens von Lome angestrebt. In Zukunft 
sollen objektive Kriterien wie Pro-Kopf- 
Einkommen, dessen Verteilung, Einhaltung 
von Menschenrechten und verantwor- 
tungsvolle Regierungsführung Vorrang vor 
kolonialen Altbindungen haben. Die least 
developed countries in Asien und Lateina- 
merika sollen den ärmeren AKP-Staaten 
gleichgestellt werden (bisher genießen die 
70 sogenannten AKP-Staaten vor allen 
Dingen als ehemalige britische und franzö- 
sische Kolonien besondere Handelspräfe- 
renzen und finanzielle Unterstützung von 
Seiten der Europäischen Union). 
Das Papier betont nochmals die CDU-For- 
derung nach Eingliederung des europäi- 
schen Entwicklungsfonds in den Haushalt 
der Europäischen Union und nach voller 
Mitbestimmung des Europäischen Parla- 
ments in diesem Bereich. Liese und La- 
schet forderten, daß die Bundesregierung 
bereits bei den anstehenden Verhandlun- 
gen über die Revision des Maastrichter 
Vertrags auf einen solchen Schritt drängen 
sollte. 

In einem eigenen Punkt wird auch auf den 
Zusammenhang von Umwelt und Ent- 
wicklung hingewiesen. Liese und Laschet 
weisen auf die nicht zu unterschätzende 
Vorbildfunktion der Industrieländer hin. ■ 
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Bundesinnenminister Manfred Kanther: 

Die Schengen-Strategie 
hat sich bewährt 

Am 26. März jährte sich die Inkraftset- 
zung des Schengener Durchführungsü- 
bereinkommens (SDÜ) zum zweiten 
Mal. Seit dem 26. März 1995 wenden 
Belgien, die Niederlande, Luxemburg, 
Frankreich, Spanien, Portugal und 
Deutschland die Bestimmungen des 
Übereinkommens praktisch an. Seitdem 
können die gemeinsamen Land-, Luft- 
und Seegrenzen diesser Staaten von je- 
dermann an jeder beliebigen Stelle kon- 
trollfrei überschritten werden. Die Ab- 
schaffung der Personenkontrollen an 
den Schengen-Binnengrenzen ist mit ei- 
nem Paket von Ausgleichsmaßnahmen 
verbunden, die die mit dem Wegfall der 
Kontrollen entstehenden Sicherheitsver- 
luste kompensieren. 
Die Ausgleichsmaßnahmen haben sich im 
wesentlichen bewährt. Die Abschaffung 
der Personenkontrollen an den Grenzen 
Deutschlands zu den Schengener Partner- 
staaten hat die Sicherheitslage in Deutsch- 
land nicht negativ beeinflußt. Wichtige 
Maßnahmen, die nach dem Schengener 
Durchführungsübereinkommen auch in 
Zukunft einen hohen Sicherheitsstandard 
gewährleisten werden, funktionieren. 
Hierzu gehören eine intensive Sicherung 
der Schengener Außengrenzen, eine inten- 
sivierte polizeiliche Zusammenarbeit, die 
Kooperation der Schengen-Staaten in den 
Bereich Visa und Asyl sowie das Schenge- 
ner Informationssystem. 
Hierzu erklärt Bundesinnenminister 
Manfred Kanther: 

Der Wegfall der Grenzkontrollen ist 
ein unabdingbarer Bestandteil der eun»pa' 
sehen Einigung. Nach Verwirklichung »& 
freien Warenverkehrs, der Dienstleistung 
freiheit und der Niederlassungsfreiheit P 
endlich auch freier Personenverkehr. Eu- 
ropa ist durch Schengen für jeden Bürger 

„grenzenlos" geworden. 

2. Jahrestag der Inkraft- 
setzung des Schengener Durcb' 

führungsübereinkommens 

Mit der Unterzeichnung des Beitritts der 

nordischen Staaten zum Schengener Ve*' 
bund im Dezember 1996 sind die VoraU»' 
Setzungen für eine weitere Ausdehnung 
dieses Freizügigkeitsraumes geschalfan 
worden. Nach Ratifizierung und Inkraft' 
set/.ung des SDÜ auch für Dänemark, 
Finnland, Schweden, Norwegen und W 
land werden Schengen-Bürger und An- 
gehörige von Drittstaaten, die sich im 
Schengen-Raum legal aufhalten, die u< 
zen zu den skandinavischen Staaten ko 
troll frei passieren dürfen. 

Das Schengener Durchführungsü^ 
einkommen hat sieh auch im zweiten J' 
seiner praktischen Anwendung für 
Deutschland und seine Schengen-Part^., 
Staaten bewährt. Freizügigkeit an den 
nengrenzen darf aber nicht „freie Fan1"1 
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r Straftäter bedeuten. Deswegen ist es 
?ü 0rderlicn' die Grenzgebiete besonders 
,   schützen. Der Bundesgrenzschutz 
B

leibt daher auf Dauer im 30 km tiefen 
k'nnengrenzhinterland präsent, wo er ein 
cf

e,tes Aufgabenfeld von der Überwa- 
• njng und Aufklärung bis hin zum Zugriff 
Je konkreten Gefahren- und Verdachtsfäl- 

n abdeckt, ohne systematische und er- 
,§n"sunabhängige Grenzkontrollen 

UUrchzuführen. 

El Die Attraktivität des Schengener Weg- 
h hßt aUf der DoPPelstrateg'e' Kontroll- 

'neit an den inneren Grenzen zu bieten, 
£. jenzeitig aber die dadurch entstehenden 

nah     eitseinbußen durch Ausg|eic'hsmaß- 
^ men zu kompensieren. Die Schlüssig- 
st dieses Konzepts hat sich auch im 
j^e

e!ten Jahr der Geltung des Schengener 
l^'rnes bestätigt. Weder für die Gesamt- 
dij^ahtätslage in Deutschland noch fül- 
len    lminahtätsentwicklung in den Bin- 
(|ar,§renzräumen ergeben sich Hinweise 
tr0n Uf' daß der Abbau der Personenkon- 
to 6n an den Schengen-Binnengrenzen 

sative Auswirkungen gehabt hätte. 

eine d 
Sicnerung der Außengrenzen ist 

men %T wichtigsten Ausgleichsmaßnah- 
der " ^u 'hrem Schutz setzt Deutschland 
ein S-rund ,900°(l995: 17000) Kräfte 
sehe perZU 2ehören BGS- Zo11' Bayeri- 
Bre
renzP°lizei, Wasserschutzpolizei 

Schu?en Und Hamburg- Der Bundesgrenz- 
bens i

w'rd auch weiterhin seinen Aufga- 
AußC WerPunkt in der Sicherung der 
sen?

engrenzen haben. So wurde die Prä- 
Aufp Ps Bundesgrenzschutzes an diesem 
ll7j£b£nbrennpunkt 1996 von 9.700 auf 
kom-   Kräfte weiter verstärkt. Das Haupt- 
N4nfent mit 5-800 Krüften des BGS 
isia '20() Bediensteten anderer Behörden 
e1tsp       Gren7-e zu Polen und Tschechien 
ü1(l ve.Cnencl der besonderen Migrations- 
SchniH

rirnir|alitätsbelastung dieses Ab- 
uts stationiert. 

Eine höhere Polizeidichte besteht an kei- 
ner anderen Grenze in Europa. Bundes- 
grenzschutz, Bayerische Grenzpolizei und 
Zoll kontrollieren nicht nur auf der Grenz- 
linie, sondern werden in Reaktion auf die 
mobile und flexible Taktik der Schleuser, 
Drogenkuriere und Kfz-Verschieber vor 
allem in der Tiefe des Raumes tätig. Die 
Erfolge des Bundesgrenzschutzes an den 
Schengen-Außengrenzen zeigen, daß das 
Instrument „Grenze" als Filter für die Er- 
kennung und Bekämpfung illegaler Zu- 
wanderung und grenzüberschreitender 
Kriminalität funktioniert. So wurden 1996 
an den Außengrenzen insgesamt 25 551 
unerlaubte Einreisen festgestellt. Damit 
wird gegenüber dem Vorjahr (28 336) ein 
rückläufige Tendenz ersichtbar. 

Mit dem Schengener-Informationssy- 
stem (SIS) steht den Schengen-Staaten ein 
wichtiges gemeinsames Fahndungsmittel 
zur Verfügung, das die in dieses System 
gesetzten Erwartungen erfüllt: 

• Die Nutzung des Schengener Informati- 
onssystems ist insgesamt zufriedenstel- 
lend. 

• Die mit SIS erreichten Treffer belegen 
dessen praktische Effizienz. 

• Die technische Verfügbarkeit des SIS 
weist mit über 98 Prozent einen hohen 
Wert auf. 

Im Zeitraum vom 1. 1. 1996 bis 31. 12. 
1996 wurden 8 793 Trefferfälle aufgrund 
deutscher Ausschreibungen von Schen- 
gen-Partner erzielt. Zur Zeit sind ca. 4,6 
Mio. Datensätze in SIS geladen (1995: ca 
4,0 Mio.), davon rund 2,6 Mio. von 
Deutschland (1995: ca. 2,5 Mio.). 

Die grenzüberschreitende polizeiliche 
Kooperation mit unseren Partnerstaaten 
bedarf weiterer Intensivierung. Hierzu 
dienen bilaterale Vereinbarungen mit den 
an Deutschland angrenzenden Staaten.    ■ 
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Schröder ist nicht der große 
Macher, sondern Schulden-Macher 

Der stellvertretende. Bundesvorsitzende 
der Christlich-Demokratischen Arbeit- 
nehmerschaft, Walter Link, hat für die 
Empfehlung von Gewerkschaften, Ger- 
hard Schröder als Kanzlerkandidaten 
der SPD aufzustellen, kein Verständnis. 
Gerhard Schröder trägt seit sechs Jahren 
als Ministerpräsident in Niedersachsen 
Verantwortung. In dieser Zeit wurde Nie- 
dersachsen in den finanz- und wirtschafts- 
politischen Ruin geführt. Darum hat er 
nicht das Zeug dazu, Kanzler der Bundes- 
republik Deutschland zu werden. Anstatt 
die Flucht aus dem selbstverschuldeten 
Chaos in Niedersachsen nach Bonn anzu- 
treten, sollte Schröder lieber seine nieder- 
sächsischen Probleme ernst nehmen. 

Als völlig unverständlich empfindet 
Link auch, daß ausgerechnet Gewerk- 
schafter jemanden als SPD-Kanzler- 
kandidaten vorschlagen, dem es an 
sozialpolitischer Sensibilität fehlt. 

So hat Schröder in Niedersachsen tiefe fi- 
nanzielle Einschnitte in die Sozialpolitik 
vorgenommen, insbesondere bei den 
Schwächsten, die keine Lobby haben und 
daher am meisten auf die soziale Fürsorge 
des Staates angewiesen sind. So hat 
Schröder für die Pflege behinderter Men- 
schen im Doppelhaushalt 1995/96 eine 
Nullrunde gefahren. Die Zuschüsse für die 
Sozialstationen wurden radikal gekürzt. 
Auch in der Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik hat Niedersachsen eine katastrophale 
Talfahrt erlebt. Heute steht kein anderes 
westdeutsches Flächenland so schlecht da 
wie Niedersachsen. Die Finanzkrise des 
Landes ist hausgemacht, die Netto-Neu- 
verschuldung seit 1990 förmlich explo- 
diert. Für diese traurige Entwicklung trägt 
Schröder allein die Verantwortung, denn 

die Steuereinnahmen Niedersachsens sind 
in dieser Zeit um 35 Prozent gestiegen. 
Die Folge der chaotischen Finanzpolitik: 
die Zinsausgaben Niedersachsens betru- 
gen 1996 knapp 4 Milliarden DM: 10 Pro- 
zent des gesamten Landeshaushaltes. 
Wirtschaftsförderung wird von der Schrö- 
der-Regierung klein geschrieben. Seit 
1990 wurde der Wirtschaftsförderfonds 
von 285 Mio. DM auf 133 Mio. DM redu- 
ziert. Schröder verweigert Mittelstandsun- 
ternehmen finanzielle Unterstützung und 
gefährdet Arbeitsplätze. Das Landesdarle- 
hensprogramm für Unternehmensgrün- 
dungen wurde rigoros von 152 Mio DM 
auf 50 Mio DM zusammengestrichen. 
Mittel der Europäischen Union zur Wirt- 
schaftsförderung verfallen, weil nicht 
genügend Landesmittel zur Mitfinanzie- 
rung zur Verfügung gestellt werden. 
Schröder ist nicht der große Macher, son- 
dem der Schuldenmacher, der Niedersten 
sen in das wirtschafts- und finanzpolitisc 
Abseits manövriert hat. Die Arbeitnehmfr 

mit ihren Familien müssen die Suppe, dl 
Schröder Niedersachsen eingebrockt hat- 
auslöffeln. Darum ist die Empfehlung def 

Gewerkschaften für Schröder als SPD- 
Kanzlerkandidat völlig unverständlich- 
Wer bewiesen hat, daß er ein Bundeslan 
nicht regieren kann, taugt auch nicht als 
Kanzlerkandidat. Die Gewerkschaften so 
ten vielmehr Schröder auffordern, endnc 

seine Hausaufgaben in Niedersachsen 2 ^ 
erledigen. Die Gewerkschaften sollten e 
kannt haben, daß Schröder vor den nied*j 
sächsischen Problemen in die Bundesp0 

tik fliehen will. Schröders bundesweiten 
wirtschaftspolitischen Ratschläge sind a 
gesichts seines Scheiterns in Niedersac   ^ 
sen reine Worthülsen. 
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Christian Wulff einstimmig zum Spitzenkandi- 
daten für die Landtagswahl 1998 vorgeschlagen 
Einstimmig hat der Landesvorstand 
der CDU in Niedersachsen den 
37jährigen Rechtsanwalt Christian 
Wulff dem Landesparteitag am 20./21. 
Juni in Oldenburg als Kandidat für das 
pmt des Ministerpräsidenten bei der 
Landtagswahl 1998 vorgeschlagen. 
Christian Wulff ist seit 1994 Landes- 
vorsitzender der CDU in Nieder- 
sachsen sowie Fraktionsvorsitzender 
und Oppositionsführer im Nieder- 
sächsischen Landtag. 
Inhaltlich steht im Mittelpunkt des Lan- 
uesparteitages die Sicherung von Ar- 
beitsplätzen und eine durchgreifende 
Verwaltungsreform unter dem Motto 
"Weniger Staat - mehr Arbeitsplätze". 
Christian Wulff wird als Ministerpräsi- 

*nflationsrate sinkt 
auf 1,5 Prozent 
"leu       Jahresbeginn beschleunigte 
ill! lu""8 nat sicn deutlich beruhigt und 
vea   arz wieder das niedrige 96er Ni- 
ger p.reicht. Vor allem dank rückläufi- 
Schaire'Se bei Nanrungsm'tteln und Pau- 
rUi4 eiSen sank die jährliche Teue- 
in dfrate auf 1*5 Prozent, nachdem sie 
1,8 p  beiden Vormonaten auf 1,7 und 
^ rrozent geklettert war. 

§em;jR
atT1 Monatsvergleich ist die 

sehen v     Entwick'ung ablesbar: Zwi- 
ftir d|   e,3ruar und März gingen die Preise 
halte f   

ebensrialtung der privaten Haus- 
Statj U.m °»2 Prozent zurück, teilte das 
b,    tlsche Bundesamt mit. 

^ie st
e rückläufige Entwicklung machen 

-  v
at>stiker vor allem Ausgabepositio- 
erantwortlich, bei denen noch im 

dent für Niedersachsen politische Ver- 
sprechen und politisches Handeln 
wieder in Einklang bringen: „Nicht 
mit Populismus, sondern mit Ehrlich- 
keit, Mut und Klarheit werden wir 
Niedersachsen aus der schwersten Kri- 
se des Landes seit seinem Bestehen 
hinausführen", erklärte Wulff vor dem 
Landesvorstand. 

Der Landesvorstand beschloß, am 
24. Mai in Bückeburg auf einem 
Kleinen Parteitag eine „Offensive zur 
Bildungspolitik in Niedersachsen" 
durchzuführen. Gast wird der sächsi- 
sche Staatsminister für Kultus, 
Matthias Rößler, sein. Der Landesaus- 
schuß wird Leitlinien zur Bildungs- 
politik beschließen. 

Vormonat saisonbedingt kräftige Auf- 
schläge zu verzeichnen waren. So wurden 
Pauschalreisen, die zwischen Januar und 
Februar rund 13 Prozent teurer wurden, ei- 
nen Monat später wieder zwei bis vier 
Prozent billiger verkauft. Deutliche Ab- 
schläge um die drei Prozent wurden bin- 
nen Monatsfrist auch bei saisonabhängi- 
gen Nahrungsmitteln registriert. 
Auch die Energiepreise ermäßigten sich, 
verursacht durch saisonbedingte Rückgän- 
ge, um zehn Prozent bei Heizöl. Preissteige- 
rungen hielten sich demgegenüber in Gren- 
zen: So wurden Fisch und Eier von Februar 
auf März um etwa 0,6 Prozent teurer, eben- 
so Kraftstoffe und Autoreparaturen. 
Unterschiede bei der Entwicklung der 
Teuerung in West- und Ostdeutschland gibt 
es inzwischen nicht mehr. Für das frühere 
Bundesgebiet und die neuen Bundesländer 
ermittelten die Statistiker die gleiche jähr- 
liche Inflationsrate von 1,6 Prozent. ■ 
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Trauer um Erik Blumenfeld 
Als einen „großen Patrioten" und Poli- 
tiker, „für den Völkerverständigung 
und Ausgleich, Menschlichkeit und 
Humanität immer im Mittelpunkt 
gestanden haben", hat der Parteivorsit- 
zende, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
Erik Blumenfeld gewürdigt, der am 
10. April im Alter von 82 Jahren in 
Hamburg gestorben ist. 

Der Bundeskanzler erinnerte an „die leid- 
vollen Erfahrungen" Blumenfelds, an „die 
persönliche Verfolgung während der Zeit 
des nationalsozialistischen Unrechtregimes" 
und hob dessen Einsatz nach Kriegsende 
„für den Wiederaufbau eines demokrati- 
schen Staatslebens in Deutschland" hervor. 

Helmut Kohl: „Darüber hinaus standen die 
Aussöhnung zwischen Juden und Christen 
in Deutschland und die deutsch-israelische 
Verständigung im Mittelpunkt seines Wir- 
kens. Als langjähriger Präsident der 
deutsch-israelischen Gesellschaft hat er 
Außergewöhnliches für dieses Ziel und für 
freundschaftliche Beziehungen zwischen 
dem deutschen und dem israelischen Volk 
geleistet. 

Als Mitglied der hamburgischen Bürger- 
schaft, als Kandidat für das Amt des Er- 

sten Bürger- 
meisters und 
als Vorsitzen- 
der der Ham- 
burger CDU 
hat sich Erik 
Blumenfeld 
auch in den 
Dienst seiner 

J^   „ ■       Vaterstadt ge- 
jmtL   V": 1   I   stellt." 
Als „Mitglied des Deutschen Bundestag^- 
der parlamentarischen Versammlungen & 
Europarats und der Westeuropäischen Un*' 
on sowie der Nordatlantischen Versamni' 
lung" hat Erik Blumenfeld „über Jahrzehn- 
te hinweg mit seiner Glaubwürdigkeit, se1' 
ner Aufrichtigkeit und seiner Fähigkeit 
zum Ausgleich dazu beigetragen, Vertrau- 
en und Verständnis für unser Land in Eur° 
pa und in der Welt zu mehren". 
„Als Mitglied des Europäischen Parla- 
ments hat sich der überzeugte Europäer 
mit großem Engagement und Erfolg für 
den europäischen Einigungsprozeß einge' 
setzt." 

Helmut Kohl: „Hierfür schuldet 
die Bundesrepublik Deutschland 
Erik Blumenfeld großen Dank." 

„Sozial ist, was Beschäftigung schafft' 

Am 23. Mai findet in Magdeburg die 
27. Bundestagung der Christlich-De- 

mokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA) 
statt. Bis dahin soll nach dem Willen des 
CDA-Bundesvorstands ein kurzer, aber 
intensiver Konsultationsprozeß stattfin- 
den. Grundlage der Diskussion ist dabei 
ein Papier, das den Titel trägt: „Sozial ist, 
was Beschäftigung schafft - Neuer Auf- 
bruch in die Soziale Marktwirtschaft". Bis 
zum 12. Mai können Eingaben an die 
CDA-Hauptgeschäftsstelle in Königswin- 

ter gemacht werden. Rainer Eppelmann 
und Hermann-Josef Arentz laden sehr 
herzlich dazu ein, von dieser Möglichkeit 
regen Gebrauch zu machen. 

Das Diskussionspapier kann 
bestellt werden bei der: 
CDA-Hauptgeschäftsstelle, 
Postfach 12 50, 
53622 Königswinter, 
Telefon: 02223/730, 
Telefax: 02223/73132. 
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Die Wiedervereinigung wäre ohne das 
Wirken Adenauers nicht möglich gewesen 

faßlich des 30. Todestages von 
o^rad Adenauer am 19. April erklärte 
eneralsekretär Peter Hintze: 
ankbar erinnern wir uns an Konrad 

rVe.nauer, der als erster Vorsitzender der 
er

nr'stlich Demokratischen Union und als 
*ter Bundeskanzler der Bundesrepublik 

^ ut-schland den Grundstein für den Auf- 
Ut)

u nach dem Kriege gelegt und den Weg 
f
seres Vaterlandes in die Gemeinschaft der 

len Völker bereitet hat. 
D 
s 
pa 

enPolitik - Europäische Integration, 

^d AerSChaft 'm Nordatlantiscnen Bündnis 
Wje A^ssöhnung mit Israel - haben ebenso 
*V J6 innenPol>l>s<-'he Dimension seiner 
sch'f  ~" Wiederaufbau, Soziale Marktwirt- 
net f1, Lastenausgleich - den Weg geöff- 
Nja .ü/" das zentrale Ziel der deutschen 
in p^Kriegspolitik: die Wiedervereinigung 
\Vj Jleden und Freiheit. Sie wäre ohne das 
§ew      Konrad Adenauers nicht möglich 
Hei,!sen- Die Politik von Bundeskanzler 
*Un       ^°'1' *st d'e konsequente Fortset- 
Ade

8 Üt](i Weiterentwicklung des von 
nauer begonnenen Werkes. 

en Weg geöffnet 
ine Weichenstellungen in der deutschen 

Di 
ve 

Üfokr" 

. v°n Konrad Adenauer gestaltete und 
0rPerte Politik der Christlichen De- 

Gesenten hat im Wettbewerb mit anderen 
lsehaftsordnungen ihre Leistungs- 

fähigkeit ein- 
drucksvoll unter 
Beweis gestellt. 
Ideen, die unter 
seiner Verantwor- 
tung in die Praxis 
umgesetzt wurden, 
gelten vielen in 
der Welt heute 
nach der Überwin- 
dung des Sozialis- 
mus als Vorbild. 
So war Adenauer 

stets auch ein Vertreter des föderalen Ge- 
dankens. Er war überzeugt, daß der Staat 
allein weder das Recht noch die Möglich- 
keit hat, alle Bereiche des gesellschaftli- 
chen Lebens zu steuern. Nach seinem Ver- 
ständnis sind starke berufsständische Or- 
ganisationen, starke Gewerkschaften und 
Verbände tragende Elemente der Gesell- 
schaft. 

In der Tradition Adenauers 
Heute gilt es, die Reformfähigkeit unseres 
Landes in einer sich immer rascher wan- 
delnden Welt zunehmender internationaler 
Verflechtung zu erhalten und zu stärken. 
Dazu bedarf es klarer Wertmaßstäbe, kla- 
rer Ziele und verantwortlichen Handelns. 
Dem fühlt sich die Christlich Demokrati- 
sche Union in der Tradition Konrad Aden- 
auers auch in Zukunft verpflichtet. 

Neue Ausstellung im Bundeskanzler-Adenauer-Haus 
^ri30' Todesta9 des ersten Bundeskanzlers, Konrad Adenauer, am 19. April, 
iunn die Stiftun9 Bundeskanzler-Adenauer-Haus erstmals eine neue Ausstel-' 
AUc Über sein Leben- Fur 6'5 Millionen Mark wurden das Gebäude und die 
Wjr?

tellun9 im Bad Honnefer Ortsteil Rhöndorf erneuert. Der erste Besucher 
a voraussichtlich Bundeskanzler Helmut Kohl sein. 
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Wir kriegen nichts geschenkt: 
Frauen in die Politik 

Zum Start der Mitgliederwerbekampa- 
gne der Frauen-Union erklärten die 
Vorsitzende der Frauen-Union, Rita 
Süssmuth, und Generalsekretär Peter 
Hintze: 
Auf dem Bundesparteitag 1996 in Hanno- 
ver hat die Christlich Demokratische Uni- 
on beschlossen, Frauen mindestens zu ei- 
nem Drittel an Ämtern und Mandaten zu 
beteiligen. Das eröffnet mehr Chancen für 
Frauen in unserer Partei. 
# In Zeiten großer Veränderungen ist es 
ganz entscheidend, daß die Frauen aktiven 
Anteil an der Mitgestaltung haben. Mehr 
Frauen auf allen Ebenen der Partei verän- 
dern das Gesicht der Politik. Der Einfluß 
der Frauen kann sich daher nur von der 
Basis her aufbauen und verbrei- 
tern. Als Beitrag für den 
Aktionstag der 
CDU am 
26. April 
1997 hat 
die Frau- 
en-Union 
ihre Mitglie- 
derwerbekam- 
pagne „Frauen 
in die Politik" vor- 
gesehen, deren Mot- 
to lautet: „Wir krie- 
gen nichts geschenkt." 
# Die Erwerbstätigkeit 
hat das Selbstverständnis von 
Frauen verändert. Es ist Frauen einerseits 
bewußt, daß Situationen nur durch eigenes 
Handeln beeinflußt werden können. Ande- 
rerseits findet sich das Engagement von 
Frauen eher im Umfeld von Kindergärten, 

Schulen, Kirche oder dem Berufsverband- 
Der Schritt von hier aus in die Politik er- 
scheint vielen zu groß. Dabei zeigt sich e'' 
ne immer stärker werdende Diskrepanz 
zwischen dem ansteigenden Teil erwerbs- 
tätiger Frauen, der heute im Durchschnitt 
des gesamten Bundesgebietes bei fast 60. 
in den neuen Bundesländern noch bei 74 
Prozent liegt, und ihrer geringen Beteih" 
gung an der Politik: Der Frauenanteil an 
der Mitgliedschaft der CDU beträgt 25 
Prozent. 
# Wir wollen mit unserer Kampagne 
Frauen für die Zukunftsgestaltung gewtt>' 
nen, so wie es ihrem Bevölkerungsanten 
von 52 Prozent entspricht. Zu einer VolKs' 
partei gehören Frauengesichter. Das be- 
ginnt in den Städten und Gemeinden. y1 

benötigen für die Zukunftsfähigken 
unseres Landes die Erfahrufl' 

gen und Kompetenzen^ 
der Frauen me 

A Tür- 
anhänger 
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D 

ein ^ÄS^'S^^ und Generalsekretär Peter Hintze stellten auf Knef aPmoiUn       1-'au«"-""'«", niia csussmum, una Generalsekretär Peter Hintze stellten auf 
n,chts aZV£*T**n Pressekonferenz .m Konrad-Adenauer-Haus die Kampagne „Wir krieqen 

acicnenKt   vor. _. ,   ._   . _     ~. 
Foto: Frank Ossenbnnk 

v°r ho 
^eh aber nur gelingen, wenn sie 
%(\ a,S bisner unsere Mitstreiterinnen 

Sche't^ampa8ne ,,Wir krieSen nichts ge- 
Uer p

1     Frauer> in die Politik" wurde von 
derfw

Uen-Union initiiert und wird von 
^am       unterstützt. Sie ist als Dialog- 
ues,^116 gedacht. Als Einstieg in das 
v 'Dräch mit den Bürgerinnen dient 

geScu    üranhanger „Wir kriegen nichts 
^ch enkt-" Er verknüpft unseren Wunsch 
den p

mehr Beteiligung mit der Frage nach 
^ h-hWartungen' die Frauen an die Poli- 
ce k- Von 6j^-ampagne ist auf den Zeitraum 
den w

Monaten begrenzt. Im Herbst wer- 
i. b. "" überprüfen, was erreicht wurde. 
di ,n Leitfaden zur Mitgliederwerbung lent • ■     "<lucl1 /ur ivnrgiieuerwerDung 
%(\Q     Handreichung für die Kreisver- 
i|v" 
He? Conrad-Adenauer-Haus bietet zeit- 

ch-ulungsseminare an. 

^ Es gibt einen 
Wettbewerb für 
die erfolg- 
reichsten Werbe- 
rinnen mit Reisen 
nach Brüssel, 
Straßburg, Bonn 
und einer Preis- 
verleihung auf 
dem Delegierten- 
tag der Frauen- 
Union im Herbst. 
■^ Zur Aktion 
gehört auch ein 
Geschenkpapier 
mit Infoteil. 

>• Wir informieren über Angebote an 
Trainingsprogrammen und Seminaren. 

Der Leitfaden, der Türanhänger und 
das Geschenkpapier sind erhältlich 
unter Tel.: 02 28/5 44-314 und 5 44-2 28. 

▲ Leitfaden zur 
Mitgliederwerbung 
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CDU geht in die Offensive 
Am 26. April - dem CDU-Aktions- 
tag - zeigt die Union auf Straßen, 
Plätzen und in Veranstaltungen 
Flagge. Es geht um die Reform- 
projekte, die die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes sichern und 
Wachstum und Beschäftigung 
fördern. 
Wir haben im Gegensatz zu ande- 
ren Konzepte und konkrete Vor- 
schläge - für die große Steuerre- 

Tiefergehende Informationen zur 
großen Steuerreform und zur Ren- 
tenreform finden Sie in den entspre- 
chenden Broschüren. Das Material- 
set steht Ihnen natürlich über den 
Aktionstag hinaus zur Verfügung. 
Denn über den 26. April besteht In- 
formationsbedarf, den Sie in Veran- 
staltungen befriedigen können. 
Wir haben überzeugende Konzepte, 
für die es sich lohnt - gemeinsam 

Generalsekretär Peter Hintze hat den 
26. April zum Aktionstag der CDU erklärt 

form und die Sicherung unseres be- 
währten Rentensystem. Jetzt geht 
es darum, den Bürgerinnen und Bür- 
gern vor Ort unsere Vorstellungen 
näher zu bringen, sie darüber zu in- 
formieren. 

Die Menschen im Land haben einen 
Anspruch darauf, unsere Konzepte 
direkt kennenzulernen. Deshalb hat 
die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
eine Reihe von Materialien erstellt. 

Flugblattset 
mit 14 Blättern 
Für die Canvassing-Stände liegen 
ein vierseitiges Faltblatt und ein 
Flugblattset mit 14 Blättern zur Steu- 
er- und Rentenreform vor. Aus den 
Flugblattvorlagen können Sie dieje- 
nigen auswählen, die Sie vor Ort 
verteilen wollen. 

mit dem Bundeskanzler und der ge- 
samten CDU - zu werben: in Ge- 
sprächen mit Nachbarn und Arbeits- 
kollegen, mit Bürgerinnen und Bür- 
gern auf der Straße. 

Bestellungen zum 
Aktionstag 
Nutzen Sie den nebenstehenden 
Coupon für Ihre Bestellung. Wenn 
Ihre Bestellung bis zum 23. April bei 
uns eingegangen ist, erhalten Sie Ihr 
Material rechtzeitig zum Aktionstag- 

Online-Informationen 
Aktuelle Informationen über die 
große Steuerrefom und die Renten- 
reform erhalten Sie über unser Inter- 
net-Programm /http://www.cdu.de 
und über KomSys in Ihrer Kreisge- 
schäftsstelle. 
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Große Steuerreform 

Weniger 
Steuern 
mehr 
Arbeitsplätze 

n 

CDU 

Rentenreform 

Sicherheit 
im Alter 

Erläuterungen zum BeschluB des 
Bundesausschusses der CDU Deutschlands 
zur Rentenreform vom 19. Harz 1997 

CDU 

v 
Bestell-Nr.: 5250 

p rpackungseinheit: 25 Expl. 
reisj 

Je 25 Expl.: 37,90 DM zzgl. MwSt. 

• Bestell-Nr.: 5251 

Verpackungseinheit: 25 Expl. 

Preis je 25 Expl.: 24,90 DM zzgl. MwSt. 

Ja> ich bestelle: 
 Expl. Nr. 2249 Faltblatt DIN A4 
 Expl. Nr. 5250 Broschüre Steuerreform 
 Expl. Nr. 5251 Broschüre Rentenreform 

Rechnungs- und Lieferanschrift: 
Partie, Vorname  
straße  
P|*. Wohnort  
Dat^m, Unterschrift 

(alle Preise zzgl. MwSt. und Versand) 
zum Preis von 22,90 DM je 200 Expl. 
zum Preis von 37,90 DM je   25 Expl. 
zum Preis von 24,90 DM je   25 Expl. 

X 

Tel. 

Bitte 
senden an: CDU-Bundesgeschäftsstelle ■ Abt. Öffentlichkeitsarbeit • Herrn Geiser • Friedrich-Ebert-Allee 73 ■ 53113 Bonn 

Fax 02 28/54 43 72 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Steuern-RejiMfeLCesundhei 

Das ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukas * 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 

12/1997 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst d5, 
Christlich Demokratischen Union Deutsch' n: 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, Red 53II3 

Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Haus, ..\eOs 

Bonn, Telefon (0228) 5440, Verlag: Union °e ^ 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53113 B°(

n%P; 

(02 28) 5307-0, Telefax (02 28) 5307-118/119- Ve^|i^ 
Tel. (02 28) 53 07-1 89. Verlagsleitung: Bernd pr°\o$ 
Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. ' qc.5^ 
(BLZ 380 500 00), Postbank Köln Nr. 1937* ptf- 
(BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 5b'r|gg5' 
Einzelpreis 1,50 DM. Herstellung:!*««Vereinigte ve 
anstalten GmbH, Düsseldorf. 


